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148. Sitzung 

Bonn, den 19. Februar 1975 

Beginn: 13.30 Uhr 

Präsident Frau Renger: Die Sitzung ist er-
öffnet. 

Meine Damen und Herren, am 4. Februar 1975 hat 
der Abgeordnete Dr. Erhard seinen 78. Geburtstag 
gefeiert. Wir gratulieren ihm nachträglich noch ein-
mal herzlich. 

(Beifall) 

Für den aus dem Vermittlungsausschuß ausschei-
denden Abgeordneten Offergeld benennt die Frak-
tion der SPD die Abgeordnete Frau Huber als Stell-
vertreterin des Abgeordneten Dürr. Für den aus dem 
Vermittlungsausschuß ausscheidenden Abgeordne-
ten Müller (Remscheid) benennt die Fraktion der 
CDU/CSU den Abgeordneten Pfeifer als Stellver-
treter des Abgeordneten Russe. Ist das Haus mit 
diesen Vorschlägen einverstanden? — Ich höre kei-
nen Widerspruch; so beschlossen. 

Es liegt Ihnen eine Liste von Vorlagen der Bun-
desregierung vor, die keiner Beschlußfassung be-
dürfen und die nach § 76 Abs. 2 der Geschäftsord-
nung den zuständigen Ausschüssen überwiesen wer-
den sollen: 

Betr.: Gesamtfinanzierung der Olympischen Sommerspiele 
1972 

— Drucksache 7/3066 —
zuständig: Sportausschuß (federführend), Haushaltsausschuß 

Betr.: Ergänzende Materialien zum Bericht der Bundesregie-
rung über die wirtschaftliche und soziale Sicherung 
des Studiums 

— Drucksache 7/2803 — 
zuständig: Ausschuß für Bildung und Wissenschaft (federfüh-
rend), Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Es erhebt sich kein Widerspruch; so beschlossen. 

Folgende amtliche Mitteilungen werden ohne Ver-
lesung in den Stenographischen Bericht aufgenom-
men: 

Der Vermittlungsausschuß hat am 29. Januar 1975 das vom 
Deutschen Bundestag in seiner 131. Sitzung am 14. November 
1974 beschlossene Gesetz zur Änderung der Bundesärzteord-
nung bestätigt. Sein Schreiben ist als Drucksache 7/3217 verteilt. 

Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben vom 4. Fe-
bruar 1975 im Einvernehmen mit dem Bundesminister der Justiz 
und dem Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung die 
Kleine Anfrage der Abgeordneten Müller (Remscheid), Löher, 
Dr. Blüm, Frau Dr. Wolf, Frau Stommel, Breidbach, Tillmann, 
Volmer und Genossen betr. illegale Beschäftigung ausländischer 
Arbeitnehmer — Drucksache 7/2925 — beantwortet. Sein Schrei-
hen ist als Drucksache 7/3215 verteilt. 

Der Bundesminister der Justiz hat mit Schreiben vom 5. Fe-
bruar 1975 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Däubler-
Gmelin, Dürr, Gnädinger, Frau Dr. Riedel-Martiny, Kleinert, 
von Schoeler, Engelhard, Frau Lüdemann, und der Fraktionen 
der SPD, FDP betr. Allgemeine Geschäftsbedingungen — Druck-

sache 7i3186 — beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 
7/3216 verteilt. 

Der Bundesminister der Verteidigung hat mit Schreiben vom 
7. Februar 1975 im Einvernehmen mit dem Bundesminister des 
Innern und dem Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Kraske, Frau Tübler, 
Thürk, Frau Schleicher, Ziegler, Rommerskirchen, Dr. Wörner, 
Stahlberg, Löher, Handlos, de Terra, Biehle, Entrup, Kroll-
Schlüter und der Fraktion der CDU/CSU betr. Wehrgerechtigkeit 

Drucksache 7/3105 — beantwortet. Sein Schreiben ist als 
Drucksache 7/3218 verteilt. 

Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben vom 7. Fe-
bruar 1975 im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft die Kleine Anfrage der Abgeordneten Vogel 
(Ennepetal), Dr. Miltner, Dr. Klein (Göttingen), Dr. Wallmann 
und der Fraktion der CDU/CSU betr. politische Studentenbewe-
gung — Drucksache 7/2795 - beantwortet. Sein Schreiben ist 
als Drucksache 7/3222 verteilt. 

Der Bundesminister der Finanzen hat  mit Schreiben vom 
11. Februar 1975 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Blumen-
feld, Frau Tübler, Bremer, Orgaß, Dr. Waffenschmidt, Dr. Müller-
Hermann, Dr. Kliesing, Dr. Wagner (Trier), Breidbach, Braun, 
Rollmann und Genossen betr. wachsender Verwaltungsaufwand 
bei den Zolldienststellen — Drucksache 7/3139 — beantwortet. 
Sein Schreiben ist als Drucksache 7/3229 verteilt. 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister der 
Finanzen hat mit Schreiben vom 12. Februar 1975 die Kleine 
Anfrage der Abgeordneten Windelen, Höcherl und der Fraktion 
der CDU/CSU betr. Nachwuchswerbung für den Zoll — Druck-
sache 7/3140 — beantwortet. Sein Schreiben wird als Drucksache 
7/3233 verteilt. 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten hat mit Schreiben vom 28. Januar 1975 mit-
geteilt, daß der Ausschuß gegen die nachfolgenden, bereits ver-
kündeten Vorlagen keine Bedenken erhoben hat: 

Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung der monat-
lichen Zuschläge zu den Preisen für Rohreis und geschälten 
Reis für das Wirtschaftsjahr 1974/75 
— Drucksache 7/2212 — 

Entscheidung des Rates zur Verlängerung der Mindestpreis

-

regelung für Kartoffeln und bestimmte Arten von Essig 
— Drucksache 7/2910 —

Beschluß des Rates über die gemeinschaftliche Finanzierung 
bestimmter Ausgaben für die Nahrungsmittelhilfe an die 
Sahelländer und Äthiopien im Rahmen des Programms 
1974/75 

Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1693/72 hinsichtlich der Verfahren zur Bereitstellung der 
Nahrungsmittelhilfe zugunsten der Länder der Sahelzone 

Verordnung des Rates über die Lieferung von Magermilch-
pulver im Rahmen der Nahrungsmittelhilfe an die Länder 
der Sahelzone und Äthiopien 

Verordnung des Rates zur Aufstellung der Grundregeln für 
die Lieferung von Milchfett im Rahmen der Nahrungsmittel-
hilfe an die Länder der Sahelzone 

Beschluß des Rates zur Eröffnung von Verhandlungen mit 
den Ländern der Sahelzone und Äthiopien über die Sofort-
lieferung von Magermilchpulver und Butteroil als Nahrungs-
mittelhilfe sowie über die vorzeitige Durchführung der mit 
diesen Ländern ausgehandelten Abkommen 

Verordnung des Rates über die Lieferung von Milchfett im 
Rahmen der Nahrungsmittelhilfe an die Länder der Sahelzone 
und Äthiopien 
— Drucksache 7/2820 — 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 7/3227 — 
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Präsident Frau Renger 
Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, daß wir auch 

in dieser Woche abweichend von den Richtlinien 
für die Fragestunde zwei Fragestunden mit einer 
jeweiligen Dauer von 90 Minuten durchführen. Ge-
mäß § 127 unserer Geschäftsordnung muß diese Ab-
weichung von der Geschäftsordnung beschlossen 
werden. — Ich höre keinen Widerspruch; so be-
schlossen. Somit können wir in die Fragestunde ein-
treten. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Bildung und Wissenschaft auf. Die Frage 1 des 
Abgeordneten Flämig wird auf Wunsch des Frage-
stellers schriftlich beantwortet. Die Antwort wird 
als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit auf. Zur Beant-
wortung der Fragen steht Herr Staatssekretär Dr. 
Kollatz zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 2 des Abgeordneten Dr. Müller 
(München) auf: 

Inwieweit unterstützt die Bundesregierung kommunistisch ini-
tiierle Hilfsaktionen für Nord-Vietnam? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Kotlatz, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit: Die Bun-
desregierung unterstützt keine kommunistisch ini-
tiierten Hilfsaktionen für die Demokratische Repu-
blik Vietnam. Die Frage nach dem „Inwieweit", Herr 
Abgeordneter, ist damit gegenstandslos. 

Präsident Frau Renger: Bitte, eine Zusatz-
frage! 

Dr. Müller (München) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, entspricht die Finanzierung einer Vietnam-
Initiative, von der die zuständigen Staatsschutz

-

stellen in ihren Berichten zur Sicherheitslage als 
einer kommunistischen Organisation sprechen, durch 
das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit den politischen Zielen der Bundesregie-
rung, oder ist sie der Meinung, daß der Brief des 
Herrn Minister Bahr an die „Aktion Internationale 
Vietnam-Solidarität", in dem er eine solche Unter-
stützung zusagt und der kommunistischen Aktion 
jeden Erfolg wünscht, etwas deplaciert ist? 

Dr. Kollatz, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit: Herr Ab-
geordneter, die Bundesregierung hat im Januar 1973 
ihre Bereitschaft erklärt, den Wiederaufbau in ganz 
Indochina zu unterstützen. In der Folgezeit wurden 
Abkommen mit der Republik Vietnam und mit dem 
Königreich Laos geschlossen. Mit der Demokra-
tischen Republik Vietnam ist bisher wegen des 
Fehlens diplomatischer Beziehungen keine Verein-
barung getroffen worden. 

Die von Ihnen erwähnte Aktion hat angeregt, den 
Aufbau einer Schule in Nord-Vietnam zu unter-
stützen. Minister Bahr hat nicht dieser Aktion seine 
Unterstützung zugesagt, sondern hat gesagt, er  

werde den Aufbau dieser  Schule fordern, falls die 
Regierung von Vietnam das wünschen werde. 

Präsident Frau Renger: Eine zweite Zusatz-
frage, Herr Kollege. 

Dr. Müller (München) (CDU CSU): Begrüßt die 
Bundesregierung die lobende Erwähnung der Aktion 
des Herrn Minister Bahr in einem DKP-Blatt, oder 
ist sie nicht vielmehr der Meinung, daß Herr Mini-
ster Bahr mit dieser Aktion den Demokraten in die-
sem Lande nicht unbedingt gedient hat? 

(Widerspruch bei der SPD — Marquardt 
[SPD] : Strauß ist in Peking auch gelobt wor

-

den!) 

Dr. Kollatz, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit: Herr 
Abgeordneter, wer wen lobt, hängt nicht von dem 
Gelobten ab. Bundesminister Bahr hat die DKP 
innenpolitisch stets bekämpft. 

(Dr. Müller [München] [CDU/CSU] : Er hat 
dieser Aktion in einem Brief jeden Erfolg 
gewünscht! Ich habe den Brief hier vor mir 

liegen!) 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Kollegen Evers. 

Dr. Evers (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, habe 
ich Sie richtig verstanden, daß aus Ihrer Antwort 
entnommen werden muß, daß die Bundesregierung 
eine derartige kommunistische Hilfsaktion bisher 
zwar nicht unterstützt hat, daß durch ein Kabinetts-
mitglied aber eine Erklärung abgegeben worden ist, 
daß eine solche Unterstützung erfolgen soll? 

Dr. Kollatz, Staatssekretär im Bundesministe

-

rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit: Es geht 
nicht um die Unterstützung dieser Aktion, sondern 
um das Ergebnis, nämlich den Wiederaufbau einer 
zerstörten Schule in Vietnam. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Wörner. 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
halten Sie den Wortlaut des folgenden Schreibens 
mit Ihren gerade abgegebenen Erklärungen für ver-
einbar und in Übereinstimmung stehend? In dem 
Schreiben heißt es — ich zitiere mit der Genehmi-
gung der Frau Präsidentin —: 

Sehr geehrter Herr Werkmeister! 

— Das ist offensichtlich der Vorsitzende dieser Ak

-

tion. —

Ich freue mich über Ihre Aktion, die den Wie-
deraufbau einer zerstörten Schule ... ermög-
lichen soll, und wünsche Ihnen dabei jeden 
Erfolg. Da Ihre gemeinnützige Hilfsaktion nur 
den Aufbau der Schule selbst, nicht aber die 
Einrichtung und Ausstattung der Schule decken 
kann, ist das Bundesministerium für wirtschaft- 
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Dr. Wörner 

liche Zusammenarbeit bereit, das Gebäude ein-
zurichten und auszustatten, sofern die Regie-
rung der Demokratischen Republik Vietnam da-
mit einverstanden ist. 

Dies ist eine Erklärung an die Adresse der Aktion 
-- unter der Voraussetzung, daß das Einverständ-
nis der Regierung erklärt wird —, nicht aber eine 
Erklärung an die Adresse der Regierung. 

Dr. Kollatz, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit: Herr Ab-
geordneter, öffentliche Hilfe kann nur von Regie-
rung zu Regierung im Rahmen der zu diesem Zweck 
bestehenden Regelungen gegeben werden. Dies ist 
in diesem Schreiben gesagt: 

(Dr. Wörner [CDU/CSU]: Nein, das ist 
nicht gesagt!) 

„sofern die Regierung der Demokratischen Republik 
Vietnam damit einverstanden ist", d. h. natürlich 
nach Aufnahme diplomatischer Beziehungen und 
entsprechenden Verhandlungen. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter 
Hupka! 

Dr. Hupka (CDU 'CSU) : Herr Staatssekretär, 
stimmen Sie mir darin zu, daß der Herr Bundesmi-
nister über die Art dieser Gruppierung dann wohl 
nicht richtig informiert gewesen ist? Sie haben zuvor 
gesagt, man wüßte Bescheid. 

Dr. Kollatz, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit: Herr Ab-
geordneter, die Informationen über diese Sammlun-
gen stehen jedem Mitglied der Bundesregierung zur 
Verfügung. 

(Dr. Hupka [CDU/CSU]: : Warum dann diese 
Befürwortung?) 

Präsident Frau Renger: Die letzte Zusatzfrage 
stellt der Herr Abgeordnete Dr. Arndt. 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
teilen Sie meine Meinung, daß bei humanitären 
Hilfsmaßnahmen für Kinder nicht auf die politische 
Zugehörigkeit der betreffenden Regierung abgestellt 
werden sollte? 

Dr. Kollatz, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit: Der Bun-
desregierung geht es in jedem Fall — und auch in 
diesem Fall — um die Erfüllung des Zwecks. Hier 
geht es um den Aufbau einer zerstörten Schule. 

Präsident Frau Renger: Danke, Herr Staats-
sekretär! 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau auf. Zur 
Beantwortung der Fragen steht der Parlamentarische 
Staatssekretär Dr. Haack zur Verfügung. 

Die Frage 3 ist von der Abgeordneten Frau Meer-
mann eingebracht: 

Wieviel von den  von  Bausparkassen mitfinanzierten Eigen-
heimen, Eigentumswohnungen und Mehrfamilienh äusern, die 
nicht schon in der Statistik des sozialen Wohnungshaues erfaßt 
werden, könnten trotzdem wegen der Einkommensverhältnisse 
der Benutzer als sozialer Wohnungsbau bezeichnet werden? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: 
Nach einer von der Bausparkasse Wüstenrot durch-
geführten Sondererhebung kann davon ausgegan-
gen werden, daß etwa 20 % der von den Bauspar-
kassen mitfinanzierten Eigenheim- und Eigentums-
wohnungen ohne Inanspruchnahme öffentlicher Mit-
tel gebaut werden, obwohl die Einkommen der be-
treffenden Bausparer innerhalb der Einkommens-
grenze des öffentlich geförderten sozialen Woh-
nungsbaus liegen. Von den 1973 von den Bauspar-
kassen mitfinanzierten rund 300 000 Eigenheim- 
und Eigentumswohnungen können demnach rund 
60 000 Wohnungen im weiteren Sinn dem öffentlich 
geförderten Wohnungsbau zugerechnet werden, ob-
wohl sie nicht in der Statistik des sozialen Woh-
nungsbaus erfaßt sind. An der Einkommensgrenze 
für den sogenannten zweiten Förderungsweg gemes-
sen, würde sich eine noch größere Zahl ergeben. 

Für die von den Bausparkassen mitfinanzierten 
Mietwohnungsbauten sind keine entsprechenden 
Angaben möglich, weil die Bausparkassen keine 
Angaben über die Einkommensverhältnisse der in 
diese Wohngebäude eingezogenen Mieter besitzen. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage der 
Abgeordneten Frau Meermann. 

Frau Meermann (SPD): Herr Staatssekretär, se-
hen Sie eine Möglichkeit, die Statistik des sozialen 
Wohnungsbaus jeweils laufend um die Wohnungen 
zu erweitern, die sozusagen auf dem „dritten För-
derungsweg" über die Bausparkassen gefördert 
werden? 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: 
Diese Möglichkeit sehe ich leider nicht, Frau Kolle-
gin Meermann, denn die Bewilligungsstatistik kann 
nur an den Vorgang der Bewilligung der öffent-
lichen Mittel anschließen. Hier müßten die Bauspar-
kassen von sich aus solche Daten und solche Ergeb-
nisse der Öffentlichkeit mitteilen. In die Statistik 
des öffentlich geförderten Wohnungsbaues, wo es 
um  die Mittel für den Wohnungsbau geht, kann das 
leider keinen Eingang finden. 

Präsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Frau Meermann (SPD) : Welche Möglichkeiten 
sehen Sie denn, Herr Staatssekretär, im Hinblick 
auf das große, noch nicht ausgeschöpfte Potential 
nicht zugeteilter Bausparverträge zu einer stärkeren 
Verzahnung mit der direkten öffentlichen Förderung 
sowohl für den Eigenheim- als auch für den Miet-
Wohnungsbau zu kommen? 
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Dr. Haack, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: 
Ich sehe eine Möglichkeit im Zusammenhang mit 
dem sogenannten Regionalprogramm, das ja gerade 
für den Eigenheimbau entscheidend ist und das nach 
unserer Auffassung — aber auch nach den Informa-
tionen, die uns zur Verfügung stehen — von den 
Bausparern genutzt wird. 

Ich darf vielleicht noch darauf hinweisen, daß 
auch für Mietwohnungsbauten von Bausparern sich 
diese Förderungsmöglichkeiten des Regionalpro-
gramms anbieten, zumal für so geförderte Mietwoh-
nungsbauten von Bausparern, für die die Bau-
genehmigung noch vor dem 1. Juli 1975 beantragt 
wird, nicht nur die normal gegebene, degressive Ab-
schreibung, sondern auch Investitionszuschüsse nach 
dem Gesetz über Investitionszuschüsse für Mietwoh-
nungen, Genossenschaftswohnungen und Wohn-
heime im sozialen Wohnungsbau in Anspruch ge-
nommen werden können, also nach dem Gesetz, das 
wir hier im Dezember des vergangenen Jahres ver-
abschiedet haben. 

Präsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Schwedler. 

Schwedler (SPD) : Angesichts der erstaunlichen 
und erfreulichen Zahlen über die Bausparförderung, 
die Sie eben genannt haben, Herr Staatssekretär, 
und die ja in zunehmendem Maße in letzter Zeit 
auch von den Bausparkassen herausgestellt werden, 
stelle ich die Frage an Sie: Zu welchem Ergebnis 
würden Sie bei einem Vergleich der Eigentumsför-
derung im Wohnungsbau durch die jetzige Bundes-
regierung mit der Förderung durch frühere Regie-
rungen kommen? 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: 
Dabei komme ich zu einem ausgezeichneten Ergeb-
nis. Ich werde darauf im einzelnen noch im Laufe 
dieser Woche - auf eine schriftliche Anfrage des 
Herrn Baier (Mosbach) - eingehen. Ich kann jetzt 
schon sagen, daß wir im Jahr 1972 einen Anteil 
der Eigentumsmaßnahmen im sozialen Wohnungs-
bau von 33 % hatten, eine steigende Tendenz im 
Jahre 1973 auf 41 %, und diese steigende Tendenz 
wird im Jahr 1974 noch anhalten. Einen solchen 
Anteil an Eigentumsmaßnahmen im sozialen Woh-
nungsbau hat es früher nicht gegeben. 

Präsident Frau Renger: Zusatzfrage, der Ab-
geordnete Dr. Evers. 

Dr. Evers (CDU/CSU) : Hätten Sie wohl die 
Freundlichkeit, Herr Staatssekretär, mir die Berech-
nungs- oder Schätzungsunterlagen zur Verfügung zu 
stellen, die Sie benutzt haben, um zu Ihrer Aussage 
über diesen Anteil des nicht öffentlich geförderten 
sozialen Wohnungsbaues zu gelangen? 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
ster für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: 
Ich bin jederzeit gerne bereit, Herr Kollege, Ihnen 
das zuzustellen. Es fußt auf den Angaben der  Bau-

sparkassen, die es auch vor einiger Zeit schon ein-
mal öffentlich bekanntgemacht haben. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter 
Dr. Schneider. 

Dr. Schneider (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
hat die Bundesregierung bereits Erkenntnisse dar-
über gewonnen, wie sich die neue Steuergesetz-
gebung ab 1. Januar 1975 auf den Abschluß von Bau-
sparverträgen auswirkt? 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
ster für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: 
Nein, dazu wäre es auch sicher noch zu früh. Aber 
wir sind hier durchaus optimistisch. 

Präsident Frau Renger: Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Wollen Sie, Herr Staats-
sekretär, bei Ihrer bisher nicht mit Zahlen belegten 
Behauptung, es sei besser als zu früheren Zeiten ge-
wesen, auch diejenigen Wohnungs- und Eigentums-
maßnahmen mit hinzuzählen, die nach Ihren eigenen 
eben gemachten Angaben in keinem direkten Be-
willigungsverfahren durch die öffentliche Hand ge-
fördert worden sind — weder im ersten noch im 
zweiten Weg —, und würden Sie uns vielleicht sa-
gen, wie Sie diesen dritten Förderungsweg, den 
Frau Kollegin Meermann mit Recht angesprochen 
hat, staatlicherseits über die bestehenden Gesetze 
hinaus fördern würden? 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
ster für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: 
Ich habe hier keine Behauptung aufgestellt, Herr 
Kollege Czaja, sondern eine mit den Realitäten 
übereinstimmende Feststellung getroffen. Bei diesen 
Zahlen der Eigentumsförderung waren nur die För-
derungsmaßnahmen im klassischen sozialen Woh-
nungsbau berücksichtigt, nicht der Bereich, nach dem 
vorhin Frau Kollegin Meermann gefragt hat. Hier 
ging es um die Bausparprämienförderung und die 
sonstige Eigentumsförderung außerhalb des sozialen 
Wohnungsbaues im engeren Sinn. Wir fördern 
selbstverständlich auch diese Form der Eigentums-
bildung weiterhin konsequent. 

Präsident Frau Renger: Letzte Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Nordlohne. 

Nordlohne (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, um 
auf die Ursprungsfrage der Frau Kollegin Meermann 
zurückzukommen: Wie beurteilen Sie denn ange-
sichts der konjunkturellen Entwicklung die in den 
letzten sechs Monaten abgeschlossenen Bauspar-
verträge in bezug auf die Förderung und Mitfinan-
zierung von Eigenheimen und Eigentumswohnungen 
in Mehrfamilienhäusern? 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: 
Ich beurteile sie positiv. Es ist richtig, daß es im 
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Parl. Staatssekretär Dr. Haack 
Zusammenhang mit der Steuerreform bei manchen 
Gruppen einige Einschränkungen gibt. Ich glaube 
aber, daß auf die Zahl der Förderungen diese relativ 
geringe Zahl derer, bei denen sich die Änderungen 
im Rahmen der Steuerreform negativ auswirken, kei-
nen erheblichen Einfluß haben wird. 

Präsident Frau Renger: Frage 4 der Abgeord-
neten Frau Meermann: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeit, Bauspar-
finanzierungen namentlich zugunsten einkommensschwächerer 
Sparer auch für die Modernisierung und Instandsetzung von 
Wohnungen nutzbar zu machen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär! 

Dr. Haack, Parl, Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: 
Die Instandsetzung und Modernisierung von Altbau-
wohnungen gewinnt im Rahmen der Wohnungs-
investitionen zunehmend an Gewicht. Es ist zu er-
warten, daß die Verlagerung wohnungswirtschaft-
licher Aktivitäten vom Neubau auf die Bestandsver-
besserung einen wachsenden Anteil der von Bau-
sparkassen bereitgestellten Finanzierungsmittel in 
die Verbesserung älterer Wohnungen lenken wird. 

Wie die Wohnungsstichprobe 1972 zeigt, befin-
det sich ein beachtlicher Teil der Eigenheime, vor 
allem auch ältere Baujahrgänge, im Eigentum ein-
kommensschwächerer Haushalte. Da der im Einzel-
fall zur Instandsetzung und Modernisierung erfor-
derliche Finanzierungsbedarf durchweg geringer ist 
als der von Neubauten, sehe ich eine reale Möglich-
keit, daß Bausparer in ungünstigeren Einkommens-
verhältnissen künftig bei der Bausparfinanzierung 
etwas mehr in dem Maße zum Zuge kommen, wie sie 
am kollektiven Ansparungsprozeß beteiligt sind. Der 
Ausbau der direkten und indirekten öffentlichen 
Hilfen für die Modernisierung von Wohnungen 
dürfte diese Entwicklung noch begünstigen. 

(Dr. Evers [CDU/CSU]: Das ist doch keine 
Antwort auf die Frage!) 

Präsident Frau Renger: Zusatzfrage, Abge-
ordnete Frau Meermann. 

Frau Meermann (SPD) : Herr Staatssekretär, 
können Sie auch noch etwas über die Größe des 
Personenkreises in beschränkten Einkommensver-
hältnissen sagen, der hier in Frage kommt, und dar- 
über, ob dieser in ausreichendem Maße am Bau-
sparen beteiligt ist? 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: 
Wir schätzen diesen Personenkreis auf etwa 3 oder 
3,5 Millionen, und nach unseren Unterlagen kommen 
wir zu dem Ergebnis, daß dieser Personenkreis ange-
messen an der Bausparförderung beteiligt ist. 

Präsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage, Frau Abgeordnete? 

(Frau Meermann [SPD): Nein!) 

Dann zu einer Zusatzfrage Herr Abgeordneter 
Nordlohne. 

Nordlohne (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wie 
wollen Sie die von Ihnen eben angegebenen positi-
ven Dinge in bezug auf die Einbeziehung der Bau-
sparfinanzierung in das Modernisierungswesen denn 
nun außerhalb der Modernisierungszonen gemäß 
den Modernisierungsrichtlinien 1974/75 gestalten? 
Das ist doch gar nicht möglich! 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: 
Wir sehen darin keine Schwierigkeiten. Es wird 
darauf ankommen, ob es eine Förderung nach den 
Richtlinien ist. Wenn ja, dann gilt dafür auch die 
Bausparmöglichkeit. In dem Fall, wo — aus unter-
schiedlichen Gründen -- nach diesen Modernisie-
rungsrichtlinien nicht gefördert werden kann, gilt 
selbstverständlich auch die Bausparregelung, nur 
mit weniger finanziellen Anreizen durch die staat-
liche Förderung. 

Präsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 5 
des Herrn Abgeordneten Dr. Schneider auf: 

In welchem Umfang wirkt sich nach den Feststellungen der 
Bundesregierung die gegenwärtige Arbeitslosigkeit auf die 
Wohngeldleistungen aus, und inwieweit ist sichergestellt, daft 
für ein durch die Arbeitslosigkeit bedingtes weiteres Anwachsen 
der Wohngeldleistungen ausreichende Mittel zur Verfügung ste-
hen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: 
Nach einer Umfrage unseres Ministeriums bei 
Wohngeldbewilligungsstellen verschiedener Groß-
städte wirkt sich die Arbeitsmarktlage auf die 
Wohngeldleistungen gegenwärtig nur unwesentlich 
aus. 

Um gleichwohl sicherzustellen, daß für ein durch 
die Arbeitsmarktlage und im übrigen auch durch 
die Änderung der Zweiten Berechnungsverordnung 
bedingtes weiteres Anwachsen der Wohngeldlei-
stungen ausreichende Bundesmittel zur Verfügung 
stehen, hat die Bundesregierung bei der Beratung 
des Haushaltsplans 1975 dem Haushaltsausschuß 
des Deutschen Bundestages vorgeschlagen, bei der 
Haushaltsstelle für Wohngeld zur Sicherheit einen 
um 110 Millionen DM erhöhten Ansatz vorzusehen, 
mit dem unter anderem auch der Mehrbedarf auf 
Grund der Arbeitsmarktlage abgedeckt werden soll. 
Dabei wurde angenommen, daß fast alle wohngeld-
berechtigten Arbeitslosen auch tatsächlich im Laufe 
des Jahres 1975 einen Wohngeldantrag stellen wer-
den. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes-
tages hat in seiner Sitzung vom 16. Januar 1975 be-
reits diesem Vorschlag entsprochen. Dadurch ist sei-
tens des Bundes, der die Aufwendungen für das 
Wohngeld bekanntlich zur Hälfte trägt, sicherge-
stellt, daß für ein durch die Arbeitsmarktlage be-
dingtes Anwachsen der Wohngeldzahlungen aus-
reichende Mittel zur Verfügung stehen. 

Präsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Dr. Schneider. 
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Dr. Schneider (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
welchen Anteil nehmen die Arbeitslosen unter den 
Wohngeldbeziehern insgesamt ein? 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: 
Ich habe hier keine genaue statistische Zahl, bin 
aber gerne bereit, Ihnen diese nachzureichen. 

Präsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Dr. Schneider (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
wie beurteilt die Bundesregierung die zahlenmäßige 
Entwicklung der Wohngeldempfänger im Jahre 1975 
im Hinblick darauf, daß ganz allgemein ohne 
diese arbeitsmarktpolitischen Einwirkungen — mit 
einem Ansteigen der Wohngeldempfangsberechtig-
ten zu rechnen ist? 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: 
Ich sagte Ihnen, Herr Kollege Schneider, daß wir 
diesen erhöhten Ansatz beim Haushaltsausschuß 
beantragt haben nicht nur im Hinblick auf die Ar-
beitsmarktlage, sondern z. B. auch auf die Änderung 
der Zweiten Berechnungsverordnung, die ja zusätz-
liche Belastungen mit sich bringen wird. Wir rech-
nen insofern auch mit einem Ansteigen der Wohn-
geldanträge und ebenfalls mit einem Ansteigen 
der im Einzelfall auszuschüttenden Mittel. Aber wir 
glauben, daß dieses Problem durch den Haushalts-
ansatz, dem der Haushaltsausschuß bereits zuge-
stimmt. hat, gelöst werden kann. 

Präsident Frau Renger: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Nordlohne. 

Nordlohne (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist 
die Bundesregierung bereit, die Bevölkerung der 
Bundesrepublik, insbesondere den Personenkreis 
der Arbeitslosen, der Arbeitslosenhilfeempfänger 
und der Kurzarbeiter darauf hinzuweisen, daß in 
dem Augenblick, wo das Einkommen gegenüber dem 
davorliegenden Bewilligungszeitraum um 15 % ver-
mindert ist, ein Anspruch nach § 29 des Wohngeld-
gesetzes auf Umrechnung besteht? 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: 
Das werden wir gern tun. Auf dieses Problem 
komme ich noch bei der Beantwortung der nächsten 
vom Herrn Abgeordneten Schneider gestellten 
Frage. 

Präsident Frau Renger: Dann rufe ich die 
Frage 6 des Abgeordneten Dr. Schneider auf: 

Durch welche Maßnahmen hat die Bundesregierung dafür Sorge 
getragen, daß Arbeitslose schnell und unbürokratisch die ihnen 
zustehenden Wohngeldleistungen erhalten? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: 
Wohngeld wird auf Grund des Zweiten Wohngeld-

gesetzes gewährt, das die Länder in eigener Behör-
denzuständigkeit durchführen. Die Bundesregierung 
hat im Rahmen der Bundesauftragsverwaltung das 
Recht zum Erlaß allgemeiner Verwaltungsvorschrif-
ten mit Zustimmung des Bundesrats sowie ein all-
gemeines Weisungsrecht. 

Infolge der bisher geringen Auswirkungen der Ar-
beitsmarktlage auf die Wohngeldgewährung hat 
die Bundesregierung bislang davon absehen kön-
nen, den Ländern zusätzliche Weisungen für eine 
besondere Behandlung dieses Personenkreises zu 
geben. Sie sieht dafür im Augenblick auch deshalb 
keinen Anlaß, weil die Länderbehörden bei der 
Wohngeldgewährung an Arbeitslose - soweit bis-
her bekanntgeworden — durchaus angemessen ver-
fahren. Tritt die Arbeitslosigkeit während des lau-
fenden Bewilligungszeitraums ein, ermöglicht, wo-
rauf Herr Kollege Nordlohne gerade schon hin-
gewiesen hat, eine Einkommensminderung von mehr 
als 15 % einen Erhöhungsantrag. Sofern der Wohn-
geldanspruch erst auf Grund der Arbeitslosigkeit 
entsteht, kann der Antrag sofort gestellt werden. 
Wir werden auf diese Tatbestände in geeigneter 
Form hinweisen. Erst vor wenigen Tagen ist auch 
eine Neufassung der Wohngeldbroschüre heraus-
gekommen. 

Präsident Frau Renger: Zusatzfrage. 

Dr. Schneider (CDU CSU) : Herr Staatssekretär, 
in dem Zusammenhang sollen und müssen die Vor-
schriften über die Wohnungsbauförderung — da-
von können ja auch Arbeitslose betroffen werden — 
und die Vorschriften über die Gewährung von 
Wohngeld einander angepaßt und aufeinander ab-
gestimmt werden. Bis wann kann mit einer Vor-
lage der Bundesregierung hierzu gerechnet werden? 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: 
Sie wissen, Herr Kollege Schneider, daß auf der 
letzten Konferenz der zuständigen Minister Ende 
November über dieses Problem der Verzahnung von 
Wohngeld, öffentlicher Förderung und Mietgrenzen 
gesprochen worden ist. Dazu ist von Bund und Län-
dern eine Arbeitsgruppe eingesetzt worden, die 
auch schon einmal getagt hat. Wir hoffen, daß in 
absehbarer Zeit, spätestens bis etwa Mitte des Jah-
res, ein Ergebnis vorliegt, das dann Grundlage für 
entsprechende Entscheidungen sein kann. 

Präsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage. Danke schön, Herr Staatssekretär! 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers für innerdeutsche Be-
ziehungen. Zur Beantwortung steht der Herr Par-
lamentarische Staatssekretär Herold zur Vertilgung. 

Ich rufe die Frage 7 des Abgeordneten Sauer 
(Salzgitter) auf: 

Wird die Bundesre g ierung die „DDR" darauf aufmerksam ma

-

chen, daß beim Monatsvergleich November Dezember - also in 
den Weihnachtsreisemonaten - in den Jahren 1972 über 1973 
zu 1974 die Zahl derjenigen, die aus der „DDR" zu uns kamen 
und noch nicht für Rentenalter standen, um fast genau die Hälfte 
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zurückgegangen ist, namli ch  vom 11 421 Personen in 1972 über 

6 472 Personen in 1973 und nunmehr in 19/4 auf nur noch 5 923 
Personen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Frau Präsidentin! 
Herr Kollege, ich darf Ihnen zur Beantwortung Ihrer 
Frage folgende Zahlen mitteilen. 

Im Jahre 1972 kamen im November 6 129 und im 
Dezember 5 292 DDR-Bewohner, die noch nicht das 
gesetzliche Rentenalter erreicht hatten, anläßlich 
dringender Familienangelegenheiten in das Bundes-
gebiet. Im Jahre 1973 waren es im November 3 456 
und im Dezember 3 016. Für das Jahr 1974 lauten 
die Zahlen für November 2 881 und Dezember 3 042. 

Insgesamt konnten daher seit dem Möglichwerden 
derartiger Reisen mit dem Inkrafttreten des Ver-
kehrsvertrags vom 17. Oktober 1972 rund 90 000 
DDR-Bewohner, die noch nicht das gesetzliche Ren-
tenalter erreicht hatten, anläßlich dringender Fami-
lienangelegenheiten in das Bundesgebiet einreisen. 

Es ist festzustellen, daß seit 1972 ein Rückgang 
der Reisen anläßlich dringender Familienangelegen-
heiten in den Weihnachtsmonaten zu verzeichnen 
ist. Allerdings ist dabei zu berücksichtigen, daß es 
vor dem Inkrafttreten des Verkehrsvertrags derar-
tige Reisen überhaupt nicht gegeben hat und daß 
wir im Laufe des Jahres 1975 auf mehr als 100 000 
Fälle seit 1972 kommen werden, in denen auch Per-
sonen, die noch nicht im Rentenalter stehen, in be-
stimmten Fällen in die Bundesrepublik Deutschland 
reisen durften. 

Präsident Frau Renger: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Kollege Sauer. 

Sauer (Salzgitter) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, worauf führen Sie denn die trotzdem ständig 
sinkende Zahl der Besuchsreisen zurück, nachdem 
doch gerade die Bundesregierung mit hohem finan-
ziellen Aufwand völlig andere Erwartungen geweckt 
hatte, sowohl hier als auch drüben? 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Der Personenkreis, 
für den diese Möglichkeiten in Betracht kommen, 
war von vornherein eingeschränkt. Das werden Sie 
feststellen, wenn Sie sich die Kriterien, die für 
solche Reisen von der DDR gesetzt sind, ansehen. 

Es ist auch nicht so, daß die Zahlen permanent zu-
rückgehen. Wenn Sie die Zahl vom Dezember 1973 
mit der vom Dezember 1974 vergleichen, ergibt sich 
eine leichte Erhöhung. Ich würde deshalb nicht be-
stimmte Monate miteinander vergleichen, sondern 
eine Gesamtschau halten. 

Wichtig ist dabei doch vor allem, daß bis 1975 
etwa 100 000 Personen einreisen konnten oder 
können, was vor Inkrafttreten des Verkehrsvertra-
ges nicht möglich war. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Frau Renger: Zusatzfrage. 

Sauer (Salzgitter) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, ich komme dennoch auf die sinkenden Zahlen 
zu sprechen: Halten Sie es denn für möglich, daß 
verschärfte administrative Maßnahmen der DDR-Be-
hörden eingeführt worden sind? 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Angesichts der für 
die Reisen vorliegenden Kriterien konnten wir ver-
schärfte administrative Maßnahmen nicht feststellen. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Böhm (Melsungen). 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) : Herr Staatsse-
kretär, finden Sie es nicht sehr auffällig, daß ausge-
rechnet im Monat der Bundestagswahl, im Novem-
ber 1972, dem Monat, in dem auch der Grundver-
trag paraphiert wurde, 6129 Bürger der DDR auf 
diesem Wege in die Bundesrepublik reisen konnten, 
ein Jahr später, im November 1973, nur noch 3456 
und im November 1974 schließlich nur noch 2881? 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Ich weiß nicht, wa-
rum Sie diese Dinge so negativ auf irgendeinen be-
sonderen Termin beziehen. Bitte überlegen Sie doch, 
daß ein gewisser Stau da war, der vorher nicht ab-
gebaut werden konnte. Natürlich lag die Zahl der 
Anträge in cien Weihnachtsmonaten des ersten 
Jahres mit Reiseerleichterungen weit höher als in 
den darauffolgenden Jahren. 

Präsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
wenn von November/Dezember 1972 bis November/ 
Dezember 1974 ein Rückgang um die Hälfte zu regi-
strieren ist, schließen Sie da administrative Maß-
nahmen der DDR-Behörden aus? 

Herold, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Nein, auszuschließen 
sind und waren sie nie. 

Präsident Frau Renger: Keine Zusatzfrage. 

(Abg. Frau Berger [Berlin] [CDU/CSU] mel

-

det sich zu einer Zusatzfrage) 

— Frau Kollegin, ich glaube, wir haben das Thema 
doch ausgiebig diskutiert. Wir gehen zur nächsten 
Frage über. Es wiederholt sich dabei übrigens. 

(Zuruf) 

— Bitte schön, es liegt an mir, wieviel Zusatzfragen 
ich zulasse; Frau Kollegin, Sie wissen das. 

Frage 8. — Der Abgeordnete Hösl ist nicht im 
Saal. Dann wird die Frage schriftlich beantwortet. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Frage 9 des Herrn Abgeordneten Dr. Hupka: 
Wie viele Kinder haben im Jahr 1974 aus der DDR in die Bun-

desrepublik Deutschland zu ihren Eltern und Angehörigen aus- 
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reisen können, und wie Viele Kinder warten noch auf die Erfaub-

nis zur Ausreise? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär! 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Herr Dr. Hupka, ich 
darf die Frage wie folgt beantworten. 

Die Bundesregierung hat Kenntnis davon erhalten, 
daß 1974 von der DDR in 638 Fällen Ausreisen von 
Kindern aus der DDR in die Bundesrepublik Deutsch-
land genehmigt wurden. Dabei handelt es sich um 
461 Kinder, die zusammen mit einem oder beiden 
Elternteilen in die Bundesrepublik, und um 177 Kin-
der, die zu ihren bereits in der Bundesrepublik le-
benden Eltern oder zu anderen Verwandten ausrei-
sten. 

Der Bundesregierung sind weitere 800 Fälle, in de-
nen die Ubersiedlung von Kindern aus der DDR in 
die Bundesrepublik Deutschland gewünscht wird, 
bekannt. Sie wird deshalb wie bisher im Rahmen 
ihrer Bemühungen um menschliche Erleichterungen 
alle Möglichkeiten ausnutzen, um eine positive Lö-
sung auch dieser Anliegen zu erreichen. 

Präsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Dr. Hupka. 

Dr.  Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
wenn ich Sie recht verstanden habe, sind im Jahre 
1974 638 Kinder zu ihren Angehörigen gekommen. 
Aber Sie hatten in der Antwort auf die Große An-
frage gesagt, bis zum September seien es nur 96 
Kinder gewesen. Hat also die Zahl in den nächsten 
Monaten bis Dezember derart zugenommen? 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Ich darf Sie noch 
einmal darauf hinweisen, daß wir zwei Kategorien 
haben, einmal die Kinder, die zusammen mit ihren 
Eltern gekommen sind, und zweitens die Kinder, 
deren Eltern bereits hier sind. Vielleicht kommt da-
her die von Ihnen angesprochene Unterschiedlich-
keit in Beantwortungen oder Veröffentlichungen. 

Präsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
Sie haben weiter gesagt, Ihrem Ministerium seien 
noch 800 Fälle bekannt. Können Sie voraussehen, 
welche Zeit es dauern wird, bis endlich auch diese 
800 Kinder von einem Teil Deutschlands in den an-
deren kommen können? 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Herr Kollege Dr. 
Hupka, es kommen auch noch neue Fälle hinzu. 
Viele werden gelöst. Ich möchte Sie bitten, dieses 
Thema hier in dieser Öffentlichkeit nicht weiter zu 
behandeln. Ich stehe Ihnen zu weiteren persönlichen 
Fragen gern zur Verfügung. Nach meiner Auffas-
sung eignet sich dieses Thema nicht, öffentlich be-
handelt zu werden. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wie 
beurteilen Sie die Tatsache, daß von 900 unerledig-
ten Fällen der Zusammenführung von Kindern mit 
ihren in der Bundesrepublik lebenden Eltern — nur 
danach ist gefragt — bisher erst 10 % erledigt wur-
den? Wie beurteilen Sie diese Tatsache angesichts 
des Wortlauts von Art. 6 des Grundgesetzes? Mei-
nen Sie, daß unter diesen Umständen diese Ange-
legenheit nicht auch öffentlich erörtert werden muß? 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Herr Kollege Czaja, 
ich möchte Ihnen folgendes sagen: Wenn ich mir die 
Zahlen der Kinder ansehe, die auf Grund der harten, 
zähen Verhandlungen dieser Bundesregierung seit 
1970 in die Bundesrepublik zu ihren Eltern kommen 
konnten, dann stelle ich fest, daß es sich von 1970 
bis zum Abschluß des Jahres 1974 um 2 311 Fälle 
handelte. Ich glaube, diese Zahl belegt, daß wir uns 
ehrlich bemüht haben, dem zu entsprechen, was 
offenbar auch Ihr Anliegen hier in dieser Sitzung ist. 

(Zuruf des Abg. Dr. Czaja [CDU/CSU]) 

Präsident Frau Renger: Danke sehr, Herr 
Staatssekretär. Damit ist Ihr Geschäftsbereich be-
endet. 

(Böhm [Melsungen] [CDU/CSU] meldet sich 
zu einer Zusatzfrage) 

— Lieber Herr Kollege, Sie müssen auf das Knöpf-
chen drücken; sonst kann ich wirklich nicht wissen, 
ob noch jemand das Wort wünscht. 

Ich rufe dann den Geschäftsbereich des Bundes-
ministers des Innern auf. Zur Beantwortung steht 
Herr Parlamentarischer Staatssekretär Baum zur 
Verfügung. 

Ich rufe zunächst die Frage 35 des Herrn Abgeord-
neten Spranger auf: 

Sind die Berichte in der „Welt" vom 24. Januar 1975 zutref-
fend, denen zufolge unter dem massiven Druck der Sowjetunion 
in der Deutschen Welle eine Umorganisation und ein Ausschluß 
kritischer Sendungen dem Ostblock gegenüber betrieben wird, 
und wie läßt sich dies mit der Presse- und Rundfunkfreiheit in 
der Bundesrepublik Deutschland vereinbaren? 

Bitte! 

Baum, Parl Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege, die Bundesregierung legt 
Wert auf die Feststellung, daß sie sich in ihrem Ver-
hältnis zur Rundfunkanstalt des Bundesrechts 
„Deutsche Welle" strikt an das Verfassungsgebot 
der Rundfunkfreiheit hält. Auf Grund dieses Ver-
fassungsgebots ist die „Deutsche Welle" nach § 21 
des Bundesrundfunkgesetzes ausdrücklich von jeder 
staatlichen Fachaufsicht freigestellt. Auch die Mit-
glieder der Aufsichtsgremien sind kraft gesetzlicher 
Vorschrift weisungsfrei. 

Entsprechend dieser Freiheit vom Staat oder von 
sonstigem Einfluß von außerhalb steht der „Deut-
schen Welle" wie übrigens jeder Rundfunkanstalt in 
unserem freiheitlich-demokratischen Rechtsstaat 
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kraft Gesetzes das Recht der Selbstverwaltung zu. 
Demgemäß vermag die Bundesregierung zu Fragen, 
die organisatorische Vorgänge der „Deutschen 
Welle" betreffen, aus eigener Zuständigkeit auch 
nicht Stellung zu nehmen. 

Wie der Intendant der „Deutschen Welle" auf 
Anfrage mitgeteilt hat, ist es richtig, daß in der 
„Deutschen Welle" seit längerem eine Umorganisa-
tion geplant ist. Diese Umorganisation wurde, wie 
der Intendant weiter mitteilt, auf Grund einer aus-
führlichen gutachtlichen Stellungnahme des Rund-
funkorganisationsfachmanns und damaligen BBC-
Mitarbeiters James Monahan vom 29. April 1972 
angeregt. Sie soll größere Diskussionsmöglichkeiten 
schaffen und Kompetenzen innerhalb der „Deut-
schen Welle" besser verteilen. 

Es kann also ganz und gar nicht die Rede davon 
sein, daß diese Neuorganisation auf irgendwelchen 
Druck hin erfolgt sei. Auch ist es nicht so, daß im 
Rahmen dieser geplanten Umorganisation — wie 
der Intendant weiter mitteilt — kritische Sendungen 
beschränkt oder ausgeschlossen werden sollen. 

Die Bundesregierung möchte in diesem Zusammen-
hang auf den im Bundesrundfunkgesetz in § 1 ge-
stellten Auftrag der „Deutschen Welle" hinweisen. 
Danach soll die „Deutsche Welle" „den Rundfunk-
teilnehmern im Ausland ein umfassendes Bild des 
politischen, kulturellen und wirtschaftlichen Lebens 
in Deutschland vermitteln und ihnen die deutsche 
Auffassung zu wichtigen Fragen darstellen und er-
läutern". 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Spranger. 

Spranger (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, kann 
ich Ihrer Antwort entnehmen, daß zwischenzeitlich 
tatsächlich personelle und organisatorische Ver-
änderungen in dem Sinne, wie sie in der „Welt" ver-
öffentlicht wurden, durchgeführt wurden und sind 
weitere organisatorische oder personelle Verände-
rungen bis 1. Juni 1975 geplant? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege, die Frage der Organisa-
tion dieser Rundfunkanstalt ist zunächst einmal die 
Aufgabe der Organe, des Intendanten und der Auf-
sichtsorgane. Der Verwaltungsrat der Anstalt wird 
in Kürze über Umorganisationen beschließen. 

Aber ich möchte in diesem Zusammenhang sa-
gen, daß die Vermutung völlig falsch ist, daß Per-
sonalentscheidungen, wenn sie nicht zugunsten von 
CDU-nahen Mitarbeitern erfolgen, auf irgendwel-
chen außenpolitischen Druck zurückgehen. 

Präsident Frau Renger: Die zweite Zusatz-
frage. 

Spranger (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie ausschließen, daß in der Vergangenheit von 
offiziellen oder inoffiziellen sowjetischen Stellen 
gegenüber deutschen Stellen oder gegenüber dem 
Auswärtigen Amt in dem Sinne Druck ausgeübt  

wurde, wie es in dem „Welt" -Artikel dargestellt 
wurde, und ist es möglich, daß auch das Auswärtige 
Amt der Deutschen Welle zu erkennen gab, daß 
man bei dieser Thematik eine größere Zurückhal-
tung für wünschenswert erachtet? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege, ich habe mit Absicht auf 
den Auftrag der Deutschen Welle im Gesetz hinge-
wiesen, und ich gehe davon aus, daß alle in der 
Deutschen Welle tätigen Journalisten diesen Auftrag 
in journalistischer Unabhängigkeit erfüllen. 

Von einem sowjetischen Druck ist mir nichts be-
kannt, ich weiß nur, daß zur Zeit in den Aufsichts-
organen der Deutschen Welle über die Aufgabe und 
über die Art der Erfüllung dieser Aufgabe diskutiert 
wird. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Evers. Bitte schön! 

Dr. Evers (CDU/CSU) : Ist von irgendeiner Stelle 
der Sowjetunion gegenüber der Bundesregierung 
mit dem Ziel, kritische Sendungen der Deutschen 
Welle zu unterbinden, interveniert worden? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege, von einer solchen Inter-
vention ist mir nichts bekannt. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Wörner. 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Darf ich aus Ihren Ant-
worten schließen, daß sich die Bundesregierung 
jeder Bemühung der Sowjetunion — sollte sie unter-
nommen werden — widersetzen wird, die Ausstrah-
lung kritischer Sendungen oder solcher Sendungen, 
die von dort als kritisch gewertet werden, zu ver-
hindern? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege, ich habe zitiert, was der 
Intendant der Deutschen Welle zu diesem Punkt mit-
geteilt hat. Die Bundesregierung geht davon aus, 
daß die Deutsche Welle ihren Auftrag, wie er von 
diesem Parlament im Bundesrundfunkgesetz nieder-
gelegt worden ist, strikt erfüllt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das war nicht 
die Frage!) 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Werden, Herr Staatsse-
kretär, bei den laufenden Diskussionen zu eben 
diesen Fragen in den Organen der Deutschen Welle, 
die Sie soeben nannten, die Vertreter der Regie-
rung insbesondere auch auf die Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts hinweisen, wonach Fern-
sehen und Rundfunk auch weiterhin Sendungen, die 
im Ostblock unerwünscht sind, senden müssen oder 
senden sollen und alles dafür tun müssen, die Tat- 
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sachen wachzuhalten, durch die deutlich wird, 
welche weltanschaulichen, politischen und sozialen 
Unterschiede zwischen der Lebens- und Rechtsord-
nung der Bundesrepublik Deutschland und totalitä-
ren Systemen bestehen? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege, ich gehe davon aus, daß 
sich die Mitglieder der Regierung, wo immer sie 
auch tätig sind, an Urteile des Verfassungsgerichts 
halten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Frau Renger: Letzte Zusatzfrage, 
Herr Dr. Müller (München). 

Dr. Müller (München) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, Sie haben davon gesprochen, Ihnen sei 
nicht bekannt, daß ein solcher Druck ausgeübt wor-
den sei. Sprechen sie hier für sich persönlich oder 
auch für die gesamte Bundesregierung? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Ich spreche hier für die Bundesregierung. 

Präsident Frau Renger: Frage 36 des Herrn 
Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) wird auf Wunsch 
des Fragestellers schriftlich beantwortet; die Ant-
wort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe Frage 37 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Evers auf: 

Welches sind die Kompetenzen des Bundes bei der Festlegung 
eines Standortes zur Errichtung eines Kernkraftwerkes? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär! 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege, die Standorte für Kern-
kraftwerke werden in der Bundesrepublik Deutsch-
land von den Energieversorgungsunternehmen — in 
der Regel im Einvernehmen mit den Wirtschafts-
ministerien — ausgewählt. Der Bund hat hierzu 
keine Kompetenz. Für die Nutzung eines derartig 
ausgewählten Standorts, d. h. für die Errichtung 
eines Kernkraftwerks, sind mehrere Genehmigungs-
verfahren nach Bundes- und/oder Landesrecht erfor-
derlich, deren Durchführung immer in die Zustän-
digkeit der Länder fällt. 

Ausschließlich für die vom Atomgesetz behandel-
ten sicherheitstechnischen und Strahlenschutzaspekte 
übt der Bund, vertreten durch den Bundesminister 
des Innern, nach Art. 85 des Grundgesetzes die 
Rechts- und Zweckmäßigkeitsaufsicht über das Han-
deln der Länder aus. Der Bund hat somit innerhalb 
der Bundesauftragsverwaltung die Kompetenz, ein 
beantragtes Kernkraftwerksprojekt und dessen 
Standort im atomrechtlichen Verfahren zu beurteilen 
und dem Land in dieser Hinsicht verbindliche Wei-
sungen zu erteilen. Diese Kompetenz beinhaltet den 
Schutz von Leben, Gesundheit und Sachgütern vor 
den Gefahren der Kernenergie und der schädlichen 
Wirkung ionisierender Strahlen. 

Für die sonstigen im Zusammenhang mit einem 
Kernkraftwerk wichtigen Standortaspekte, insbeson-
dere die nichtnuklearen ökologischen Aspekte des 
Landschafts- und Naturschutzes, liegt die Zuständig-
keit voll bei den Landesregierungen. Damit die be-
sonderen Belange der Reaktorsicherheit und des 
Strahlenschutzes bereits bei der in die Länderkom-
petenz fallenden Vorauswahl von Standorten für die 
Kernkraftwerke berücksichtigt werden, stellt der 
Bundesminister des Innern in enger Zusammenar-
beit mit den Ländern Planungseckwerte in der Form 
von nuklearspezifischen Standortbewertungsdaten 
auf. Schließlich, Herr Kollege, ist der Bund im inter-
nationalen Bereich bemüht, Kernkraftwerksprojekte 
der Länder mit den Nachbarstaaten abzustimmen. 
Hier gibt es eine ganze Reihe von Abstimmungs-
mechanismen, die ich aber jetzt hier nicht aufzählen 
möchte. 

Präsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Evers. 

Dr. Evers (CDU/CSU) : Stimmt sich der Bundes-
minister des Innern bei dieser Entscheidung, die er 
für die Bundesregierung trifft, mit den anderen Bun-
desressorts ab, und wie erfolgt diese Abstimmung? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege, die nuklearspezifischen 
Aspekte werden allein vom Bundesministerium des 
Innern beurteilt, das dafür auch die notwendigen 
Fachkräfte besitzt. Im Rahmen der Bundesregierung 
findet auch eine Abstimmung im Hinblick auf diese 
nuklearspezifischen Aspekte statt. 

Präsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Dr. Evers (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär Baum, 
wenn eine solche Abstimmung zwischen den Res-
sorts der Bundesregierung im Hinblick auf die 
nuklearspezifischen Aspekte stattfindet, würden Sie 
mir dann zustimmen, daß eine solche Entscheidung 
der Bundesregierung, die nach Abstimmung mit den 
anderen Ressorts getroffen worden ist, diese ande-
ren Ressorts auch binden muß? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege, ich weiß nicht, worauf Sie 
abstellen. Kein Ressort hat zu nuklearspezifischen 
Aspekten eine andere Meinung zum Ausdruck ge-
bracht. Wenn Sie darauf anspielen, daß das Bundes-
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und For-
sten in seiner Stellungnahme zum fachlichen Ent-
wicklungsplan Kraftwerksstandorte des Landes Ba-
den-Württemberg eine andere Meinung ausgedrückt 
hat, so muß ich Ihnen dazu sagen, daß diese Mei-
nung in keinem Zusammenhang mit dem atomrecht-
lichen Genehmigungsverfahren steht und auch kei-
nen Widerspruch zu diesem darstellt, weil allge-
meine ökologische Fragen, wie sie hier vom Land-
wirtschaftsministerium aufgegriffen worden sind, in 
dem atomrechtlichen Verfahren nicht behandelt wer-
den und auch nicht Gegenstand dieses Verfahrens 
sind. Ich möchte noch hinzufügen, Herr Kollege: In 
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Parl. Staatssekretär Baum 
der Öffentlichkeit ist offenbar der falsche Eindruck 
entstanden, daß der Bundesinnenminister mit seiner 
strikt nuklearspezifischen Zustimmung zum Kraft-
werksprojekt Wyhl, um das es hier ja geht, die 
ökologischen Fragen beantwortet hätte. Das hat er 
nicht getan. 

Präsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Burger. 

Burger (CDU/CSU) : Genau dies ist der Punkt für 
meine Zusatzfrage, Herr Staatssekretär. Wir wun-
dern uns über die nachträgliche Stellungnahme der 
beteiligten Bundesministerien, wie dies aus der 
Frage 39 hervorgeht, die ich wiederholen möchte: 

Wie ist es möglich, daß der Bundesinnenminister 
auf Grund der Beratungsergebnisse der Reaktor-
Sicherheitskommission dem Standort Wyhl zu-
gestimmt hat, während der Bundesminister für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau in sei-
nem Schreiben vom 13. Januar 1975 erklärte, das 
Landwirtschaftsministerium lehne den Standort 
Wyhl aus ökologischer Sicht ab? 

Ich darf noch hinzufügen, Herr Staatssekretär — das 
steht im Zusammenhang mit der Frage —, daß meh-
rere Briefe des Bundesinnenministers im Landkreis 
Emmendingen in der „Badischen Zeitung" veröffent-
licht wurden, in denen der Bundesinnenminister 
nachdrücklich erklärt hat, er werde den Standort 
Wyhl nach allen Gesichtspunkten prüfen — aus-
drücklich: nach allen Gesichtspunkten! 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege, Sie haben die Frage des 
Kollegen Stavenhagen, der heute hier nicht anwe-
send ist, in die Form einer Zusatzfrage gekleidet. 
Ich habe versucht, in der Antwort auf die Zusatz-
frage des Kollegen Evers einen Teil der Antwort 
auf diese Frage vorwegzunehmen. Im Grunde müßte 
ich mich jetzt wiederholen: Es sind zwei verschie-
dene Paar Schuhe: Der Bundesinnenminister gibt 
Antwort auf die nuklearspezifischen Fragen und tut 
dies in Abstimmung mit und nach Votum der Reak-
tor-Sicherheitskommission, die bekanntlich aus un-
abhängigen Fachleuten besteht. Das ist die einzige 
Kompetenz, die der Bund hat. Alles andere ist vom 
Land zu entscheiden. Wenn hier im Rahmen des 
Raumordnungsverfahrens eine Meinungsäußerung 
des Landwirtschaftsministeriums stattgefunden hat, 
so ist das eine Meinungsäußerung, die außerdem 
auch noch zu einem anderen Aspekt erfolgte, näm-
lich im ökologischen Gesamtzusammenhang, nicht 
aber zu dem nuklearspezifischen Aspekt, für den 
allein der Bund die Kompetenz hat. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter 
Böhme, eine Zusatzfrage. 

Dr. Böhme (Freiburg) (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, nachdem nun auch die Fragen 38 und 39 bereits 
zum Gegenstand der Erörterungen gemacht wurden, 
darf ich eine Zusatzfrage stellen, die zu der Frage 37, 
aber auch zu den Fragen 38 und 39 gehört. Habe ich 
Sie richtig verstanden — um auf die Kompetenz zur 

Festlegung des  Standorts zurückzukommen —, daß 
der Bund keine Kompetenz hat, weder zur Auswahl 
noch zur Festlegung noch zu irgendeiner Genehmi-
gung eines Standorts? Ist es weiterhin richtig, um 
auf das Schreiben vom 13. Januar 1975 zurückzu-
kommen, daß hier Bedenken geäußert worden sind, 
daß in dem klimatisch kritischen Oberrheingebiet 
sechs verschiedene Standorte ausgewiesen worden 
sind, und daß die Bedenken vor allen Dingen eine 
Verminderung der Wärmeableitung in die Atmo-
sphäre betreffen, und daß im Planungsentwurf zu 
den Kraftwerkstandorten seitens der Landesregie-
rung keine Aussagen über die Notwendigkeiten 
einer Verminderung weiterer Wärmeableitung in 
die Atmosphäre gemacht werden? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege, Sie haben mich im ersten 
Teil Ihrer Frage vollkommen richtig verstanden, daß 
der Bund hier keine Kompetenz hat. Deshalb kann 
der Bund auch hier im Bundestag nicht sagen, wo die 
richtigen Standorte sind. Die nuklearspezifische Prü-
fung hätte beispielsweise auch ergeben können, daß 
ein anderer zur Debatte stehender Standort — es 
waren ja mehrere in der Debatte   unter nuklear-
spezifischen Gesichtspunkten hätte akzeptiert wer-
den können. Aber die Standortauswahl ist allein 
Sache eines Landes, und diese Debatte, wenn ich das 
bemerken darf, müßte zumindest auch im Landtag 
Baden-Württemberg geführt werden. 

Präsident Frau Renger: Letzte Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Schäuble. 

Dr. Schäuble (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
nachdem Sie die Frage meines Kollegen Burger nicht 
beantwortet haben, möchte ich Sie noch einmal 
fragen, wie der Herr Bundesinnenminister dazu ge-
kommen ist, den Bürgern im Landkreis Emmendin-
gen zu schreiben, er werde die Standortfrage nach 
a 11 e n Gesichtspunkten prüfen. 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege, ich gehe davon aus, daß 
der Bundesinnenminister diese eine hier schon mehr-
fach genannte Kompetenz hat und daß er nur von 
dieser Kompetenz Gebrauch machen kann. Anson-
sten ist das Land frei. Es ist auch nicht Sache des 
Bundes, hier eine Mitentscheidung zu treffen. Die 
Standortwahl ist vielmehr eine Sache des Landes, 
und das ist auch eine vernünftige Regelung. 

Präsident Frau Renger: Danke schön. 

Die Fragen 38 und 39 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Stavenhagen werden auf seinen Wunsch schriftlich 
beantwortet. Die Antworten werden als Anlagen ab-
gedruckt. 

Wir kommen zur Frage 40 des Herrn Abgeord-
neten Dr. Schäuble: 

Auf Grund welcher Kriterien hat die Reaktor-Sicherheitskom-
mission dem Standort Wyhl für ein Kernkraftwerk zugestimmt? 
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Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Der Bundesinnenminister ist bei der Be-
urteilung der Eignung eines Standortes für ein Kern-
kraftwerk lediglich, wie ich schon sagte, Herr Kol-
lege, zuständig für die sicherheitstechnischen und 
Strahlenschutzbelange. Die  Reaktor-Sicherheitskom-
mission,  die den Bundesminister des Innern in Fra-
gen der Sicherheit kerntechnischer Einrichtungen be-
rät, hat in ihrer 95. Sitzung am 19. Juni 1974 die 
Aspekte der Sicherheitstechnik und des Strahlen-
schutzes für den Standort Wyhl erörtert. Im einzel-
nen wurden die Lage des Standortes, die Bevölke-
rungsverteilung, die meteorologischen und hydro-
logischen Verhältnisse in ihrer Wechselwirkung zur 
Strahlenbelastung der Umgebung und die geologi-
schen Verhältnisse im Zusammenhang mit mög-
licherweise auftretenden Erdbeben behandelt. Auf 
Grund dieser Prüfung kam die Reaktor-Sicherheits-
kommission zu dem Schluß, daß der Standort Wyhl 
sich nicht ungünstig von anderen bereits genehmig-
ten Standorten unterscheidet und daß die betrieb-
lichen Ableitungen radioaktiver Stoffe des Kern-
kraftwerkes über Luft und Wasser keine Gefähr-
dung der Umgebung des Standortes darstellen. Sie 
empfahl dem Bundesminister des Innern, der atom-
rechtlichen Genehmigung zur Errichtung eines Kern-
kraftwerkes am Standort Wyhl zuzustimmen. Diese 
Empfehlung der Reaktor-Sicherheitskommission ist 
im Bundesanzeiger veröffentlicht. Unter Berücksich-
tigung dieser Empfehlung hat der Bundesinnenmini-
ster der zuständigen Landesgenehmigungsbehörde 
im September 1974 zu den von ihm zu beurteilenden 
sicherheitstechnischen und Strahlenschutzaspekten 
eine positive Stellungnahme zukommen lassen. 

Präsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Dr. 
Schäuble. 

Dr. Schäuble (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
beabsichtigt die Reaktor-Sicherheitskommission auf 
Grund neuer Kriterien eine geänderte Stellung-
nahme abzugeben? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege, davon ist mir nichts be-
kannt. Ich müßte zunächst einmal wissen, welche 
Kriterien sich inzwischen geändert haben. Die Re-
aktor-Sicherheitskommission besteht aus unabhän-
gigen Fachleuten, die die Bundesregierung beraten. 
Von einer erneuten Befassung dieser Kommission 
ist mir nichts bekannt. 

Präsident Frau Renger: Eine zweite Zusatz-
frage, bitte sehr. 

Dr. Schäuble (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
sind Sie bereit, dem Eindruck in der Öffentlichkeit 
entgegenzuwirken, daß die Bundesregierung die 
ausgesprochene atomrechtliche Genehmigung inzwi-
schen durch die Stellungnahme des Bundesministe-
riums für Raumordnung wieder zurückgenommen 
habe? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege, wir haben in dieser gan-
zen Debatte, die ja sehr heftig war, in Baden-Würt-
temberg immer wieder klarzumachen versucht, 
worauf sich unsere Kompetenz erstreckt und was 
unsere Zustimmung bedeutet. Wir sind auch gerne 
bereit, das wieder zu tun, um der Öffentlichkeit 
klarzumachen, was der Bund hier kann und was er 
nicht kann. 

Präsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Schäfer. 

Schäfer (Appenweier) (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, wie beurteilt die Bundesregierung unter dem 
besonderen Gesichtspunkt einer umfassenden und 
sachgemäßen Information der Bevölkerung insonder-
heit im Zusammenhang mit dem Bau kerntechnischer 
Anlagen die Zeitungsanzeige des Wirtschaftsmini-
sters von Baden-Württemberg, Herrn Eberle, zum 
Bau des Kernkraftwerkes Wyhl, wo der Eindruck 
erweckt wird, als ob die Bundesregierung für die 
Wahl des Standortes des Kernkraftwerkes verant-
wortlich sei? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege, wenn dieser Eindruck da-
durch entstanden ist, so ist er natürlich auf Grund 
einer falschen Information der Bevölkerung entstan-
den. Mir sind die Presseberichte und auch die Kritik 
in der Öffentlichkeit an dieser Anzeigenserie sehr 
wohl bekannt. 

Präsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Conradi, bitte! 

Conradi (SPD) : Herr Kollege, sind dem Bundes-
minister des Innern die fachlichen Gründe für die 
Aufgabe des früher vorgesehenen Standorts Breisach 
bekannt, einmal abgesehen von dem Grund, daß 
dieser Standort im Nachbarwahlkreis von Herrn 
Filbinger lag? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Nein, die fachlichen Gründe sind mir 
nicht bekannt. Ich habe soeben schon gesagt, Herr 
Kollege, daß wir nicht zum Standort allgemein, son-
dern zu dem uns dann vorgeschlagenen Standort 
Wyhl Stellung genommen haben. Wir hätten natür-
lich auch zu einem anderen Standort Stellung neh-
men müssen, u. a. zu dem von Ihnen genannten. 
Ich kann dazu jetzt keine Stellungnahme in hypo-
thetischer Form abgeben. Aber dann wäre auch 
eine Stellungnahme erfolgt, möchte ich Ihnen sagen. 

Präsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Dr. 
Evers! 

Dr. Evers (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär Baum, 
sind Sie bereit, mir mitzuteilen, welches im Rahmen 
des atomrechtlichen Genehmigungsverfahrens nuk-
learspezifische, sicherheitstechnische und Strahlen-
schutzgesichtspunkte sind bzw. nicht sind, obwohl 
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Dr. Evers 
sie relevant sind, dies gegebenenfalls natürlich gern 
schriftlich? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Ja, Herr Kollege, das ist in der Tat eine 
etwas schwierige Materie. Ich könnte Sie zunächst 
auf das Atomgesetz verweisen, bin aber gern bereit, 
Ihnen zum Gesetzestext noch einige zusätzliche Er-
läuterungen zu geben. 

Präsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Burger! 

Burger (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wie be-
urteilen Sie folgenden Satz aus einer Broschüre der 
Bundesregierung zu Energiefragen — ich darf den 
Satz mit Genehmigung der Frau Präsidentin vor-
lesen —: 

Deshalb wird die Bundesregierung neben ande-
ren Maßnahmen in Zusammenarbeit mit den 
Ländern durch eine langfristige Planung der 
Standorte und durch straffere Genehmigungs-
verfahren dazu beitragen, Verzögerungen zu 
verhindern. 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Das ist eine richtige Feststellung. Ich 
wäre ohnehin darauf noch einmal zurückgekommen 
und komme sicher noch einmal im Zusammenhang 
mit der Beantwortung der Frage des Kollegen Wör-
ner darauf zurück. 

Präsident Frau Renger: Herr Dr. Wörner, Sie 
wollten noch eine Zusatzfrage stellen. Dann folgt 
die letzte von Herrn Haenschke. 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Halten Sie es ange-
sichts des verheerenden Eindrucks, der beim Bür-
ger entstehen muß, wenn ein Ressort der Bundesre-
gierung ja, ein anderes kurz hinterher nein sagt, 
wenngleich aus verschiedenen Überlegungen heraus 
— wie ich anerkenne — nicht für sinnvoll, daß die 
Bundesregierung versuchen sollte, vor Abgabe 
einer Stellungnahme möglichst alle Gesichtspunkte, 
alle Gründe und Überlegungen zusammenzufassen 
und dann eine einheitliche Wertung dem Lande 
gegenüber abzugeben? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Ich möchte noch einmal sagen, Herr 
Kollege: Es handelt sich hier um verschiedene 
Ebenen, um ganz verschiedene Aspekte, 

(Beifall bei der SPD) 

die zur Prüfung anstehen. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU] : Aber um das 
gleiche Kraftwerk!) 

Die Bundesregierung hat nur eine einzige Kompe-
tenz, und diese geht aus dem Atomgesetz hervor. 
Von dieser hat sie rechtzeitig und, wie ich meine, 
auch richtig Gebrauch gemacht. 

Präsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Dr. 
Haenschke. 

Dr. Haenschke (SPD) : Herr Staatssekretär, lei-
ten Sie aus dem Eindruck, der in der Öffentlichkeit 
erweckt werden soll, daß der Bund die Entscheidung 
für den Standort mitgetragen habe, 

(Burger [CDU/CSU] : Mitverantwortet!) 

die Tatsache ab, daß die zuständige Genehmigungs-
behörde, die Landesregierung von Baden-Württem-
berg, Sorge hat, diese Entscheidung für den Standort 
Wyhl jetzt auch zu verantworten? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Ich kann mich nicht in die Lage der 
baden-württembergischen Landesregierung, insbe-
sondere nicht in ihre Sorgen, hineinversetzen. Ich 
kann nur sagen, daß aus nuklearspezifischen Grün-
den kein Grund zur Sorge wegen dieses Standorts 
besteht, möglicherweise aber aus anderen Gründen. 
Das kann ich hier jedoch nicht beurteilen. 

Präsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 41 
des Herrn Abgeordneten Dr. Schäuble auf: 

Mit welchen Argumenten begründet der Bundeslandwirtschafts-
minister jetzt seine Ablehnung? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege, in seiner im Raumord-
nungsverfahren abgegebenen Stellungnahme zum 
fachlichen Entwicklungsplan „Kraftwerksstandort 
des Landes Baden-Württemberg", Entwurf vom 
26. August 1974, steht der Bundesminister für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten dem Standort 
Wyhl aus ökologischer Sicht ablehnend gegenüber. 
Der BML weist darauf hin, daß es sich um ein Ge-
biet mit einem weitverzweigten, in Mitteleuropa 
wahrscheinlich einmaligen Altwassersystem mit 
großer Mannigfaltigkeit von Wasserbiotopen im 
Verbund mit Auenwäldern handelt. 

Präsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Schäuble, bitte! 

Dr. Schäuble (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
darf ich in meiner Zusatzfrage noch einmal auf den 
Punkt zurückkommen: Sind Sie nicht bereit einzu-
sehen, daß es aus der Sicht der Bürger unverständ-
lich ist, daß es trotz unterschiedlicher Stellung-
nahmen und Gesichtspunkte verschiedener Ressorts 
nicht möglich ist, innerhalb der Bundesregierung 
zu einer einheitlichen Stellungnahme zu kommen? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege, ich weiß nicht, ob wir in 
diese Situation nicht auch dadurch gekommen sind, 
daß hier die Unterschiede der Aspekte bewußt ver-
wischt worden sind. Ich gebe zu: Vielleicht kann 
man die Aspekte noch deutlicher machen als bisher. 
Aber ich habe auch das Gefühl, daß in der Hitze des 
Gefechtes an Ort und Stelle diese unterschiedlichen 
Aspekte bewußt verwischt worden sind. 
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Präsident Frau Renger: Eine zweite Zusatz-
frage. 

Dr. Schäuble (CDU/CSU) : Sieht die Bundesregie-
rung Möglichkeiten, in Zukunft die Abgabe einheit-
licher Stellungnahmen sicherzustellen? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Die Bundesregierung hat im Jahre 1974 
eine klare Stellungnahme abgegeben, die in ihre 
Kompetenz fällt. Die Stellungnahme im Raumord-
nungsverfahren ist eine andere gewesen, und zwar 
eine, die sich auf gesamtökologische Aspekte bezog. 
Es ist durchaus möglich, Herr Kollege, daß der eine 
Aspekt zu einem „Ja", der andere zu einem „Nein" 
führt. Das ist nicht auszuschließen; das liegt im Un-
terschied der Sache. 

Präsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, ich sehe nicht, daß in dieser Frage noch 
eine größere Klärung herbeigeführt wird. — Keine 
weiteren Zusatzfragen. 

Ich rufe die Frage 70 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Wörner auf: 

Was hat die Bundesregierung bisher unternommen, um die 
Standortpläne der Länder auf Grund einheitlicher Bewertungs-
daten beurteilen zu können? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege Dr. Wörner, die Bundes-
regierung unterstützt und ermuntert die Länder an-
gesichts des im Energieprogramm vorgesehenen 
starken Ausbaus der Kernenergienutzung die hier-
für notwendigen Standorte für diese Nutzung vor-
ausschauend und unter optimaler Abwägung aller 
Standortfaktoren in einer Standortvorsorge festzu-
legen. 

Als aktiven Beitrag erarbeitet der BMI zur Zeit in 
Abstimmung mit den Ländern und den Bundesres-
sorts nuklearspezifische Standortbewertungsdaten. 
Diese werden in der Form eines Grobrasters die 
frühe Bewertung von Standorteigenschaften ermög-
lichen und es somit erleichtern, bereits bei der Vor-
auswahl von Standorten und Alternativstandorten 
diejenigen Aspekte zu berücksichtigen, die in einem 
späteren atomrechtlichen Genehmigungsverfahren 
eine wesentliche Rolle spielen werden. Solche bun-
deseinheitlich anzuwendenden Standortbewertungs-
daten sollen die Detailprüfung im atomrechtlichen 
Genehmigungsverfahren nicht ersetzen; sie werden 
jedoch dazu beitragen, nuklearspezifisch günstige 
Kernkraftwerkstandorte auszuwählen und die Ge-
nehmigungsverfahren zu rationalisieren. 

Der Bundeswirtschaftsminister ist darüber hinaus 
bemüht, in langfristiger Zusammenarbeit mit den 
Energieversorgungsunternehmen und den Ländern 
die Standortregionen für sämtliche benötigten Ener-
giearten aufzustellen und hierbei alle wesentlichen 
Standorteigenschaften zu berücksichtigen. 

Der Bundesbauminister hat im Rahmen der Mini-
sterkonferenz für Raumordnung bisherige Auswahl-
kriterien für Standorte von Kraftwerken ermittelt 
und unter Raumordnungsaspekten Vorarbeiten zu  

einer großräumigen Standortverteilung von Kraft-
werken, unter Einschluß ökologischer Aspekte, ein-
geleitet. 

Darüber hinaus hat die Bundesregierung Kontakte 
zu Nachbarstaaten aufgenommen — die bestehen 
schon seit vielen Jahren  , um die Bewertung der 
Standortpläne der Länder auch unter Einbeziehung 
entsprechender ausländischer Planungen im grenz-
nahen Raum zu ermöglichen, auf eine Harmonisie-
rung der Gesamtplanung hinzuwirken. Ich brauche 
Ihnen nicht zu sagen, daß dies besonders im Gebiet 
des Oberrheins eine große Rolle spielt. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Kollege Wörner. 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Würden Sie angesichts 
dieser enormen Vorarbeiten der Landesregierung 
von Baden-Württemberg und anderer Bundesländer 
raten, mit ihren eigenen Vorsorgeplanungen zurück-
zuhalten und zuzuwarten - angesichts der Hoff-
nung, die dann vielleicht bestehen würde, einen 
Widerspruch auszuräumen, der beispielsweise in 
dem Rat besteht: einerseits Standorte nahe an den 
Ballungsgrenzen zu vermeiden, andererseits aber die 
Abwärme für Heizzwecke weiter zu verwenden? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Ich weiß nicht, ob Sie das, was dort 
steht, so gering achten können. Denn in der Tat 
steht ja auch in Rede, Kernkraftwerke in der Nähe 
von Ballungszentren zu bauen; deshalb ist dieser 
Rat sicherlich wichtig. Ich will jedoch gerne aner-
kennen, Herr Kollege, daß das Land Baden-Württem-
berg mit seinem Gesamtprogramm eine sehr gute 
Vorarbeit geleistet hat. Das haben wir ja auch ent-
sprechend gewürdigt. 

Präsident 'Frau Renger: Eine zweite Zusatz-
frage. 

Dr. Wörner (CDU/CSU): Eine abschließende Zu-
satzfrage aus meiner Sicht: Halten Sie es nicht für 
einen eklatanten Widerspruch, daß wir alle im 
Deutschen Bundestag — in der klaren Erkenntnis 
der Notlage, in der wir uns befinden — auf der 
einen Seite die schnelle Erschließung zusätzlicher 
Energiequellen fordern, andererseits aber hier von 
einem Ressort der Bundesregierung der Versuch 
gemacht wird, Steine in den Weg zu werfen, ohne 
daß an irgendeiner Stelle erkennbar Alternativen 
für Standorte aufgezeigt werden? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege, ich weiß nicht, ob Ihre 
Behauptung stimmt. Ich möchte nur sagen, daß wir 
alle davon ausgehen, daß wir künftig mehr Kern-
energie brauchen, daß wir uns aber gleichzeitig alle 
der Schwierigkeiten bewußt sind, die durch den 
notwendigen Umweltschutz, also durch die notwen-
dige Sicherung der Umwelt zusätzlich auf uns zu-
kommen. Das ist eine schwierige Diskussion, in der 
wir stehen. Ich bin aber sicher, daß sich alle Frak- 
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tionen, alle Mitglieder des Hauses dieser Schwierig-
keiten bewußt sind. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage hat 
Herr Dr. Ahrens. 

Dr. Ahrens (SPD) : Herr Staatssekretär, in wel-
cher Weise erfolgt eine Abstimmung mit den Plänen 
der französischen Regierung, die sechs Standorte 
für Kernkraftwerke im Bereich zwischen Basel und 
Weißenburg vorsieht? 

Raum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege, wir sind sehr an einer Ab-
stimmung interessiert. Dieses Thema wird seit eini-
ger Zeit, schon seit etwa eineinhalb Jahren, in der 
Rheinschutzkommission erörtert. Es war auch schon 
Gegenstand von Beratungen der zuständigen Mini-
ster der Rheinanliegerstaaten. 

Es gibt einen Entwurf für ein Abkommen. Er be-
trifft in erster Linie die Wärme, die in den Rhein 
geht. Die Bundesregierung ist sehr bemüht, daß 
dieses Abkommen bald abgeschlossen wird. 

Präsident Frau Renger: Zu einer letzten Zu-
satzfrage der Herr Abgeordnete Dr. Schäuble. 

Dr. Schäuble (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
gehört zu den von Ihnen aufgezeigten umfangrei-
chen Bemühungen der Bundesregierung, die erfor-
derlich sind, um die Standortpläne richtig beurteilen 
zu können, auch die Bereitschaft der Bundesregie-
rung, zur Kenntnis zu nehmen, daß der Standortvor-
sorgeplan des Landes Baden-Württemberg neben 
Wyhl für die Oberrheinebene nur zwei weitere 
Standorte vorsieht und nicht, wie die Bundesregie-
rung fälschlicherweise behauptet, sechs? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Wir haben den Plan des Landes Baden-
Württemberg analysiert. Ich gehe davon aus, daß 
kein Widerspruch besteht. Ich habe den Wider-
spruch so wie Sie jedenfalls nicht gesehen, Herr 
Kollege, würde der Sache aber gerne noch einmal 
nachgehen, um festzustellen, ob unsere Stellung-
nahme möglicherweise auf einer falschen Tatsachen-
feststellung beruht. 

Präsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 42 
des Herrn Abgeordneten Dr. Ahrens auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem Ausmaße Be-
amte oder Angestellte des öffentlichen Dienstes private Bau-
planungsaufträge ausführen, und führt eine solche Nebentätigkeit 
zu einer zusätzlichen Erschwernis der schwierigen wirtschaftlichen 
Situation freiberuflicher Architekten? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege Dr. Ahrens, die Bundes-
regierung kann dazu noch keine konkreten Angaben 
machen. Sie hat keine Kenntnisse, die sie in den Stand 
setzen könnten, sich zu der Frage zu äußern, ob 
Nebentätigkeiten der in Rede stehenden Art in nen-
nenswertem Umfang ausgeübt werden und ob ihre 

Auswirkung gegebenenfalls geeignet wäre, die wirt-
schaftliche Lage der freiberuflichen Architekten zu 
erschweren. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Dr. Ahrens! 

Dr. Ahrens (SPD) : Herr Staatssekretär, teilen Sie 
meine Auffassung, daß bei der Genehmigung solcher 
Nebentätigkeiten neben dem Wunsche des Beamten 
oder Angestellten und neben dem Interesse des 
Dienstherrn an einer praxisnahen Nebentätigkeit 
seines Mitarbeiters auch die Beschäftigungssituation 
der freiberuflichen Architekten gesehen werden 
sollte? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege, ich habe sehr viel Ver-
ständnis für diese Auffassung. Ich würde Ihnen aber 
gerne noch kurz die Rechtslage vortragen. Das be-
trifft Ihre nächste Frage. Daraus werden Sie ent-
nehmen, daß der Spielraum dafür nicht sehr groß ist. 

Präsident Frau Renger: Können wir Ihre 
zweite Frage gleich mitbehandeln? 

Dr. Ahrens (SPD) : Einverstanden. 

Präsident Frau Renger: Dann rufe ich auch 
die Frage 43 des Herrn Abgeordneten Dr. Ahrens 
auf: 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung im eigenen 
Zuständigkeitsbereich wie bei Ländern und Gemeinden, die ge-
nannte Nebentätigkeit — etwa durch Zurücknahme von Geneh-
migungen — einzudämmen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege, der Dienstherr ist bei der 
Genehmigung oder Untersagung privater Nebentä-
tigkeiten außerhalb des Dienstes keineswegs völlig 
frei. Er kann eine Genehmigung nach geltendem 
Recht nur dann versagen oder widerrufen, wenn die 
Nebentätigkeit die dienstlichen Leistungen, die Un-
parteilichkeit oder die Unbefangenheit des Beamten 
beeinträchtigen würde. Diese Beschränkung der Ver-
sagungsmöglichkeit ist auch durch in der höchstrich-
terlichen Rechtsprechung bestätigte Grundsätze kon-
kretisiert, wonach der Beamte unter Inanspruch-
nahme des auch ihm zustehenden Grundrechts auf 
freie Entfaltung der Persönlichkeit die ihm außer-
halb der Dienstzeit zur freien Verfügung verblei-
bende Zeit durchaus auch für eine entgeltliche Ne-
bentätigkeit verwenden darf unter bestimmten Vor-
aussetzungen, sofern er damit nicht gegen dienst-
liche Interessen verstößt. 

Für Bund, Länder und Gemeinden besteht daher 
nur in relativ engen Grenzen eine Möglichkeit, auf 
außerdienstliche, dem privaten Sektor zugehörende 
Tätigkeiten von Angehörigen des öffentlichen Dien-
stes mit Mitteln des Dienstrechts Einfluß zu nehmen. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage. 
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Dr. Ahrens (SPD) : Herr Staatssekretär, stellt bei 
dieser Rechtslage die nicht genehmigte Übernahme 
privater Planungsaufträge durch einen Beamten oder 
Angestellten im öffentlichen Dienst ein Dienstver-
gehen dar? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Wenn sie nicht genehmigt ist, ja. Aber 
ich habe Ihnen soeben dargelegt, daß in vielen Fäl-
len gar nichts anderes übrigbleibt, um es einmal so 
zu formulieren, die Nebentätigkeit zu genehmigen. 
Ich verstehe Ihre Sorge, gerade angesichts der kon-
junkturellen Situation. Aber wir sind hier strikt an 
die Rechtslage gebunden. 

Präsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Die Frage 44 der Abgeordneten Frau Däubler-
Gmelin ist von der Fragestellerin zurückgezogen 
worden. 

Ich rufe die Frage 45 des Herrn Abgeordneten 
Schinzel auf: 

Wie erklärt die Bundesregierung die Tatsache, daß der 
Deutsche Edgar Thelen vom 10. bis 16. Januar 1975 in München 
Söldner für Rhodesien werben konnte, obwohl schon am 14. De-
zember 1974 in einer Annonce in der „Welt" „ehemalige Solda-
ten aller Dienstgrade bis 35 Jahre, die gesund und leistungs-
fähig sind", für Rhodesien geworben wurden und obwohl schon 
vor der Einreise Thelens in die Bundesrepublik Deutschland in 
mehreren ausländischen Zeitungen (siehe dazu Tages-Anzeiger, 
Zürich am 9. und 10. Januar 1975; Daily Mail, London, am 10. 
Januar 1975; The Star, Johannesburg, am 11. Januar 1975) zu le-
sen war, daß Interessenten für die „Rhodesian Security and 
General Services" ihre Bewerbungen an „Oberstleutnant 
E. A. D. Thelen, D-8000 München, West Germany, Hotel Holi-
day Inn" richten sollen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege Schinzel, ich habe das 
Bayerische Staatsministerium des Innern, in dessen 
Zuständigkeitsbereich die polizeilichen Ermittlungen 
fallen, um Information gebeten. Es hat mir u. a. fol-
gendes mitgeteilt: 

Thelen stellte sich am 16. Januar 1975 freiwillig 
der Polizei. Gegen ihn war bereits ein Ermittlungs-
verfahren der Staatsanwaltschaft München I ge-
mäß § 109 h des Strafgesetzbuches eingeleitet wor-
den. Thelen wurde dem Ermittlungsrichter im Poli- 
zeipräsidium München vorgeführt, der Haftbefehl er-
ließ. Am 28. Januar 1975 gab Thelen zu, daß die 
Bewerber der rhodesischen Armee zugeführt werden 
sollten. 

Die gegen Thelen durchgeführten Ermittlungen 
sind noch nicht abgeschlossen. Vom Polizeipräsiden-
ten in München — dies besagt die Mitteilung des 
bayerischen Staatsministeriums des Innern — wer-
den Annoncen der Tageszeitungen nur von Fall zu 
Fall ausgewertet. 

Präsident Frau Renger: Keine Zusatzfrage. 

Ich rufe die Frage 46 des Herrn Abgeordneten 
Schlaga auf: 

Wie gedenkt die Bundesregierung sicherzustellen, daß die 
(laut Süddeutsche Zeitung vom 16. Januar 1975 — rund 800) 
Interessenten für die „Rhodesien Security and General Services", 
deren Bewerbungen der deutschstämmige Oberstleutnant 
E. A. D. Thelen während seines Aufenthaltes in München im 

Januar 1975 bearbeitet hat, nicht in den Dienst des rhodesischen 
„Rebellen-Regimes" treten können und daß die Anwerbung von 
Söldnern (die Thelen — nach eigenem Geständnis — im Auftrag 
der rhodesischen Regierung in der Bundesrepublik Deutschland 
betrieben hat), nach der Verhaftung Thelens, nicht von seinem 
„geschulten Mitarbeiterkreis" (Süddeutsche Zeitung, 16. Ja-
nuar 1975) oder über Postfachadressen ("Welt", 14. Dezember 
1974) weitergeschehen kann? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär! 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege Schlaga, die Anwerbung 
für fremden Wehrdienst erfüllt einen Straftatbe-
stand. Wer Deutsche zugunsten einer ausländischen 
Macht zum Wehrdienst in einer militärischen oder 
militärähnlichen Einrichtung anwirbt, macht sich 
nach § 109 h des Strafgesetzbuches strafbar. Falls 
auch etwaige Mitarbeiter des bereits verhafteten 
Thelen verdächtig sein sollten, diesen Straftatbe-
stand zu erfüllen, so sind Länderpolizei und Justiz-
behörden verpflichtet, die zur Verhinderung bzw. 
Erforschung und zur Verfolgung erforderlichen Maß-
nahmen zu treffen, wie dies bereits im Falle Thelen 
geschehen ist. Einer besonderen Sicherstellung die-
ser Maßnahmen durch die Bundesregierung bedarf 
es nicht. 

Was die Behandlung von bereits Angeworbenen 
betrifft, so ist zu bemerken, daß der Eintritt in 
fremde Streitkräfte keine strafrechtlichen Folgen 
hat. Gegen Angeworbene können Maßnahmen prä-
ventiver oder repressiver Art nicht ohne weiteres 
ergriffen werden. 

Es besteht allerdings die Möglichkeit, die Aus-
reise solcher Personen zu verhindern. Gemäß § 7 
Abs. 1 Buchstabe e) und § 8 des Paßgesetzes kann 
der Paß versagt oder entzogen werden, wenn Tat-
sachen die Annahme rechtfertigen, daß der Paßbe-
werber unbefugt in fremde Heeresdienste eintreten 
will. Zuständig für derartige Maßnahmen sind wie-
derum die Länder. 

Herr Kollege, ich habe Ihre Frage zum Anlaß ge-
nommen, das bayerische Staatsministerium des 
Innern durch Fernschreiben zu bitten, daß Namen 
von Angeworbenen, die im Zuge der Ermittlungen 
bekannt sind oder bekanntwerden, sogleich den 
zuständigen Paßbehörden im Bundesgebiet benannt 
werden. Darüber hinaus habe ich die übrigen Innen-
minister der Länder fernschriftlich gebeten, die An-
gelegenheit mit Nachdruck zu verfolgen und gege-
benenfalls die notwendigen Maßnahmen zu veran-
lassen. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Schlaga. 

Schlaga (SPD) : Herr Staatssekretär, ich gehe da-
von aus, daß Herr Thelen noch einsitzt. Ist Ihnen 
bekannt, ob der ausgewiesene geschulte Mitarbei-
terkreis von der bayerischen Staatspolizei unter 
Kontrolle gehalten wird, denn es ist zu befürchten, 
daß dieser Mitarbeiterkreis im Sinne Thelens wei-
terarbeitet? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Ich gehe nach den Mitteilungen, die ich 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 148. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 19. Februar 1975 	10265 

Parl. Staatssekretär Baum 
aus Bayern bekommen habe, davon aus, daß dies 
geschieht. 

Präsident Frau Renger: Eine zweite Zusatz-
frage. 

Schlaga (SPD) : Herr Staatssekretär, darf ich 
Ihnen dafür danken, daß Sie so initiativ geworden 
sind. 

(Stücklen [CDU/CSU] : Der Staatssekretär 
wird dafür bezahlt!) 

Präsident Frau Renger: Die Frage 47 des 
Herrn Abgeordneten Hansen ist zurückgezogen wor-
den. 

Ich rufe die Frage 48 des Herrn Abgeordneten Ey 
auf: 

Hält die Bundesregierung es für sinnvoll, den Bereich der 
Verkehrsunfallhilfe der Berufs- bzw. freiwilligen Feuerwehr zu 
entziehen und diesen dem THW (Technisches Hilfswerk) zu 
übertragen, und wie sollen Zuständigkeit und Einsatzleitung 
künftig geregelt werden? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege, die Bundesregierung hält 
es nicht für zulässig oder sinnvoll, den Bereich der 
Verkehrsunfallhilfe der Berufs- bzw. freiwilligen 
Feuerwehr zu entziehen und diesen dem THW zu 
übertragen. Die technische Hilfe bei Verkehrsun-
fällen fällt als Teil der Gefahrenabwehr in die 
Zuständigkeit der Länder; diese haben die Aufgabe 
in ihren Brandschutzgesetzen den Feuerwehren zu-
gewiesen. 

Andererseits hält der Bund Potential zum Schutz 
der Zivilbevölkerung im V-Fall im Rahmen seiner 
Zuständigkeit nach Art. 73 Nr. 1 des Grundgesetzes 
vor. Ein wesentlicher Bestandteil dieses Potentials 
ist das Technische Hilfswerk. Es verfügt über etwa 
50 000 aktive Helfer, die entsprechend ihrem Auf-
trag im Verteidigungsfall unter anderem auch für 
Bergungsaufgaben ausgebildet und ausgerüstet wer-
den. Diese Rettungskapazität ist auch für einen Ein-
satz bei Unglücksfällen im Frieden geeignet. Es er-
scheint daher verständlich, daß die Helfer daran 
interessiert sind, ihre fachlichen Kenntnisse und 
Fähigkeiten auch im Frieden zu erproben und Er-
fahrungen zu sammeln. 

Aus Gründen der Wirtschaftlichkeit und zur Ver-
besserung des Leistungsstandes der Hilfskräfte hat 
die Bundesregierung den Ländern angeboten, das 
THW — ergänzend zu den Feuerwehren — für die 
technischen Hilfeleistungen bei Verkehrsunfällen 
zur Verfügung zu stellen. Dabei ist vor allem an 
einen Einsatz in Verkehrsspitzenzeiten gedacht. Das 
liegt auch im Sinne der Forderungen aller Parteien 
nach Verbesserung des Rettungswesens. 

Herr Kollege, die Innenministerkonferenz, die die 
Frage der Mitwirkung des THW an der technischen 
Hilfeleistung bei Verkehrsunfällen in ihrer Sitzung 
am 9. Dezember 1974 behandelt hat, hat ihren Un-) 
terausschuß „Katastrophenschutz" beauftragt, hierzu 
einen Beschlußentwurf vorzulegen. Ein Ergebnis  

liegt noch nicht vor. Das Ergebnis kann Ihnen von 
mir aber gern zur Verfügung gestellt werden, sobald 
es vorliegt. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Ey. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist in diesem 
Beschlußentwurf auch eine Aussage über die Zu-
ständigkeit der Einsatzleitung am Katastrophenort 
enthalten? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Die Leitungskompetenz ist klar geregelt. 
Sie liegt bei den örtlichen Behörden. Sie haben zu 
entscheiden, wer wann eingesetzt wird. 

Präsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Ey (CDU/CSU) : Darf ich, Herr Staatssekretär, un-
ter „örtliche Behörden" verstehen, daß die örtlich 
zuständige Feuerwehr bzw. freiwillige Feuerwehr 
hinsichtlich der Einsatzleitung zuständig ist? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Das ist in den Ländern unterschiedlich, 
Herr Kollege. Aber es ist eben auf örtlicher Ebene 
organisiert. Es ist nicht so, daß den Feuerwehren 
eine Aufgabe entzogen wird, sondern es soll nur, um 
der Situation Herr zu werden, in Spitzenzeiten eine 
zusätzliche Vorsorge durch Einsatz des THW ge-
schaffen werden. Über die Modalitäten wird noch zu 
entscheiden sein. 

Präsident Frau Renger: Ich rufe Frage 49 des 
Herrn Abgeordneten Sauer (Salzgitter) auf: 

In welcher Form hat die Bundesregierung bisher den Ländern 
und Kommunen Empfehlungen oder Richtlinien zur Mitarbeit 
und Ausgestaltung des Europäischen Denkmalschutzjahres erteilt, 
um sicherzustellen, daß die Bundesrepublik Deutschland nicht an-
deren Ländern gegenüber zurücksteht, wie zu befürchten ist, 
wenn man z. B. die hervorragenden Vorbereitungen der polni-
schen Regierung in den Städten Warschau, Krakau und Danzig 
berücksichtigt? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege Sauer, der Denkmalschutz 
fällt nach der Aufgabenabgrenzung des Grundge-
setzes in die Zuständigkeit der Länder. Aus diesem 
Grunde hat die Bundesregierung keine Empfehlun-
gen bzw. Richtlinien an die Länder und Kommunen 
über die Durchführung des europäischen Denkmal-
schutzjahres herausgegeben. Zur Vorbereitung und 
Durchführung des europäischen Denkmalschutzjah-
res 1975 ist ein deutsches Nationalkomitee gebildet 
worden, dem unter anderem Vertreter der Fraktio-
nen dieses Hauses, der Bundesregierung, der Län-
der, der kommunalen Spitzenverbände, der Gewerk-
schaften, der Arbeitgeber, der Kirchen sowie nam-
hafte Fachleute und Wissenschaftler angehören 
Präsident dieses Komitees ist bekanntlich der baye-
rische Staatsminister für Unterricht und Kultus, 
Professor Dr. Hans Maier. Das Nationalkomitee hat 
seit seiner Bildung im Dezember 1973 eine Reihe 
von Empfehlungen, Anregungen und Aufrufen ver- 
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öffentlicht, die ich Ihnen hier nicht darlegen möchte; 
ich bin aber gerne bereit, sie Ihnen zur Verfügung 
zu stellen. 

Ein erster Bericht der Bundesregierung über die 
Tätigkeit des Nationalkomitees liegt dem Haus-
haltsausschuß des Bundestages vor. Es besteht nach 
den bisherigen Aktivitäten des Nationalkomitees, 
Herr Kollege, meines Erachtens keinerlei Anlaß zu 
der Befürchtung, die Bundesrepublik Deutschland 
könne bei einem internationalen Vergleich der aus 
Anlaß des europäischen Denkmalschutzjahres ge-
troffenen Maßnahmen schlecht abschneiden. 

Präsident Frau Renger: Zusatzfrage. 

Sauer (Salzgitter) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, wären Sie bereit, das Protokoll des Wohnungs-
bauausschusses von heute vormittag zur Kenntnis zu 
nehmen, wo beide Seiten des Hauses der Bundes-
regierung sehr kritische Fragen gestellt haben, weil 
wir nicht ersehen können, wo die Bundesregierung 
bisher Aktivitäten entfaltet hat? 

Baum Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Ich bin gerne bereit natürlich, dieses 
Protokoll zur Kenntnis zu nehmen. Aber ich habe 
hier eine Liste von Aktivitäten des National-
komitees, in dem die Bundesregierung mitwirkt. Ich 
glaube nicht, daß hier Vorwürfe gerechtfertigt sind. 
Es kommt natürlich darauf an, wie im einzelnen die 
Verhandlungen heute früh gelaufen sind; dazu kann 
ich keine Stellung nehmen. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU] : Ich be

-

komme dann einen schriftlichen Bericht 
darüber?) 

— Ja. 

Präsident Frau Renger: Keine weitere Zu-
satzfrage. 

Frage 50 des Herrn Abgeordneten Dr. Meinecke 
(Hamburg) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung auch unter dem Gesichts-
punkt der Förderung des Breitensports die wirtschaftliche 
Situation der Vereine der Ersten und Zweiten Fußball-Bundes-
liga, und sieht sie eine Möglichkeit, in Zusammenarbeit mit dem 
Deutschen Fußballbund und dem Deutschen Sportbund der zu-
nehmenden Verschuldung einer Vielzahl von Vereinen dieser 
Ligen entgegenzuwirken? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege Dr. Meinecke, zur 1. Bun-
desliga kann generell gesagt werden, daß sich die 
wirtschaftliche Situation seit Einführung dieser 
obersten Spielklasse zunehmend konsolidiert hat. 
Den Vereinen der 1. Bundesliga ist es in aller Regel 
gelungen, ihren Finanzbedarf den wirtschaftlichen 
Gegebenheiten anzupassen. 

Eine abschließende Beurteilung der wirtschaft-
lichen Situation der  2. Bundesliga — einschließlich 
ihrer Auswirkung und ihrer Förderung auf den 
Breitensport in diesen Vereinen — ist demgegen-
über zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht möglich. 
Dies wird — wie auch bei der Entwicklung der  

1. Bundesliga — frühestens nach Ablauf von zwei i 
 Jahren der Fall sein können. Derzeit kann lediglich 

darauf verwiesen werden, daß nach Mitteilung des 
Deutschen Fußballbundes bei fast allen Vereinen 
nach Abschluß der Vorrunde ein mehr oder weniger 
kräftiger Zuwachs der Zuschauerzahlen und im wirt-
schaftlichen Bereich eine zum Teil erhebliche Mehr-
einnahme zu verzeichnen ist. Die 2. Liga Nord er-
zielte dabei in dieser halben Meisterschaftsrunde ein 
Ergebnis wie zu den besten Zeiten der Regionalliga 
in einer ganzen Saison. Die 2. Liga Süd konnte ins-
gesamt ebenfalls ein zufriedenstellendes Ergebnis 
melden. Trotzdem hat der Deutsche Fußballbund 
festgestellt, daß einige Vereine erheblich mehr aus-
gegeben haben, als eingenommen wurde. Soweit 
hierdurch wirtschaftliche Schwierigkeiten entstan-
den sind, wird der DFB von seinem Recht Gebrauch 
machen, mit den Vereinen Sanierungsmaßnahmen 
zu verabreden, und gegebenenfalls diese anordnen. 

Der Bundesregierung ist weiter bekannt, daß der 
Deutsche Fußballbund auch beabsichtigt, die Voraus-
setzungen für die alljährlich notwendigen Lizenz-
erteilungen künftig sehr kritisch zu überprüfen. 
Hierbei will der Deutsche Fußballbund die Einnah-
men- und Ausgabenseite der Etatpläne einer beson-
ders sorgfältigen Prüfung unterwerfen. 

Die Bundesregierung begrüßt es, daß dieser Weg 
beschritten wird. Sie würde es insbesondere be-
dauern, Herr Kollege, wenn durch wirtschaftliche 
Schwierigkeiten einzelner Vereine deren allgemeine 
sportliche Breitenarbeit beeinträchtigt werden wür-
de. Sie ist sich mit dem Deutschen Fußballbund 
darin einig, daß bei Prüfungs- und Sanierungsmaß-
nahmen diesem Gesichtspunkt besonders Rechnung 
zu tragen ist, und sie wird in dieser Angelegenheit 
mit dem Fußballbund ständigen Kontakt halten. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Dr. Meinecke! 

Dr. Meinecke (Hamburg) (SPD) : Herr Staats-
sekretär, so begrüßenswert es ist, daß die Bundes-
regierung diese Meinung hier geäußert hat — und 
das wird sehr hilfreich sein —, sehe ich trotzdem 
die Tatsache, daß einige dieser Vereine kurz vor der 
Situation stehen, daß sie die Jugend- und Breiten-
sportabteilung auflösen müssen. Sieht die Bundes-
regierung es auch so, daß unabhängig von der Tat-
sache, daß künftig das Prüfungsverfahren verschärft 
werden muß, um den leichtfertigen Zugang zu ver-
hindern, eine Möglichkeit darin besteht, die derzei-
tigen, zum Teil sehr bürokratischen Auflagen in der 
Durchsetzungskraft nicht so hartnäckig zu verfolgen 
wie bisher? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege, ich bim mit Ihnen einig, 
daß die Aktivitäten des Breitensports und des Ju-
gendsports, die Sie erwähnt haben, sehr wichtig 
sind und daß es bedauerlich wäre, wenn diese durch 
andere Aktivitäten der Vereine eingeschränkt wer-
den würden, aber ich bin der Meinung, daß es in 
erster Linie eine Sache der Vereine selbst 

(Wehner [SPD] : Sehr wahr!) 
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und natürlich des Deutschen Fußballbundes ist, hier 
etwas zu unternehmen, 

(Wehner [SPD] : Es soll doch kein Staats

-

fußball werden!) 

um etwaigen wirtschaftlichen Schwierigkeiten zu be-
gegnen. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Stücklen! 

Stücklen (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wür-
den Sie es als eine Unterstüzung der Vereine an-
sehen, insbesondere auch der Breitenarbeit, wenn 
man den Vereinen die Berechtigung zur Ausstellung 
von Spendenquittungen übertragen würde? 

(Zuruf des Abg. Wehner [SPD] — Gegen

-

ruf des Abg. Stücklen [CDU/CSU] : Keine 
Ahnung von Fußball! — Gegenruf des Abg. 
Wehner [SPD] : Ich habe schon Fußball ge

-

spielt, da hatten Sie noch keine Ahnung 
von Fußball, da waren Sie noch an der 

Mutterbrust!) 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege, damit sprechen Sie ein 
Thema an, das seit langem eine Rolle spielt; aber 
wir sind hier bei einem ganz speziellen Thema, Herr 
Kollege Stücklen, nämlich bei der Zweiten Fußball-
Bundesliga. Was Sie hier ansprechen, ist ein Pro-
blem, das sich generell für unsere Sportvereine 
stellt, und dazu kann ich Ihnen jedenfalls heute 
keine neue Stellungnahme der Bundesregierrung ab-
geben. 

(Seiters [CDU/CSU] : Gelbe Karte für Herrn 
Wehner!) 

Präsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 51 
des Abgeordneten Böhm (Melsungen) auf: 

Nachdem in den letzten Wochen Minen aus der DDR im Be-
reich des Elbezuflusses Seege auf das Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland abgetrieben wurden, frage ich die Bundesregie-
rung, an welchen Stellen der Zonengrenze ähnliche Gefährdun-
gen bestehen, und welche Schritte sie unternommen hat, um 
mögliche Gefährdungen auszuschließen? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege Böhm, an der etwa 
1 346 Kilometer langen Grenze der DDR zur Bundes-
republik Deutschland sind jenseits des Sperrzauns 
auf insgesamt der Hälfte der Gesamtlänge —
664 Kilometer — Minen verlegt. Hierdurch ist es 
in der Vergangenheit vorgekommen, daß bei Hoch-
wasser Minen ausgespült und auf Bundesgebiet ab-
geschwemmt wurden; der letzte Fall ist ja noch be-
kannt. Auch in Zukunft besteht bei Hochwasser 
oder starken Regenfällen an bestimmten gefährde-
ten Stellen die Möglichkeit, daß von den Grenz-
gewässern Minen aus dem Minengürtel der DDR an-
geschwemmt werden. Diese Stellen unterliegen der 
besonderen Beobachtung durch den Bundesgrenz

-

schutz. 

Die Bundesregierung hat gegenüber der DDR 
wiederholt, zuletzt in der Sitzung der Grenzkommis-
sion am 15. und 16. Januar 1975 in Würzburg,  

gegen diese Grenzverletzungen und die Gefährdung 
von Zivilpersonen protestiert und darauf hingewie-
sen, daß dieser Tatbestand zugleich einen Verstoß 
gegen die Vereinbarung über die Grundsätze zur 
Schadensbekämpfung an der Grenze darstellt. Die 
DDR-Delegation in der Grenzkommission hat darauf-
hin zugesagt, alles zu tun, um eine künftige Gefähr-
dung zu vermeiden. Die Bundesregierung wird auf-
merksam verfolgen, ob die DDR die erforderlichen 
Maßnahmen ergreifen wird, damit derartige Gefah-
ren für das Bundesgebiet künftig mit Sicherheit aus-
geschlossen werden. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang, Herr Kol-
lege, in Erinnerung rufen, was der Bundesminister 
des Innern im Januar dieses Jahres dazu erklärt hat. 
Er hat gesagt: 

Eine Grenzsicherung mit Minen und Selbst-
schußanlagen ist zwischen zivilisierten Staaten 
schon für sich genommen ein Vorgang, dem man 
nur mit Abscheu und Unverständnis begegnen 
kann. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) : Herr Staatsse-
kretär, nachdem im Jahre 1970 in der Nähe von 
Coburg bei einem Zwischenfall, der auf abgetrie-
bene Minen zurückzuführen ist, ein Bürger der 
Bundesrepublik Deutschland schwer verletzt wor-
den ist, hatte die DDR im Jahre 1973 erklärt, nun-
mehr seien alle Voraussetzungen geschaffen, und 
dennoch kam es zu den neuen Problemen im Seege-
Gebiet. Ich frage Sie, welches Vertrauen man in die 
jetzigen neuen Erklärungen der DDR setzen kann, 
daß künftig alle Maßnahmen ergriffen werden, um 
solche Zwischenfälle zu vermeiden. 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege, ich kann wie Sie nur die 
Erklärungen der DDR zur Kenntnis nehmen und 
hoffen, daß die DDR alles tut, um künftig eine Ge-
fährdung zu vermeiden. Ich möchte aber noch einmal 
in Erinnerung rufen, daß das jetzige Hochwasser 
ein exorbitantes Hochwasser war. 

Präsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) : Herr Staatsse-
kretär, sind im Anschluß an den Zwischenfall im 
Seege-Gebiet von westlicher Seite erneute Maßnah-
men zur Überprüfung der Stellen eingeleitet wor-
den, an denen die Gefahr des Minenabtreibens ge-
geben ist, und welches Ergebnis hatten solche Unter-
suchungen? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Wir haben die Witterung dieses Winters 
noch einmal zum Anlaß genommen, die gefährdeten 
Stellen besonders zu beobachten. Das habe ich Ihnen 
ja bereits ausgeführt. Der BGS hat Auftrag, dies 
laufend zu tun. 
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Präsident Frau Renger: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, angesichts der Tatsache, daß das Bundesverfas-
sungsgericht im Juli 1973 erklärt hat, der Grund-
lagenvertrag gebe eine zusätzliche Rechtsgrundlage 
für die Bundesregierung dahin ab, daß die derzei-
tigen Verhältnisse an der innerdeutschen Grenze 
absolut untragbar seien, frage ich: hat sich die Bun-
desregierung unter Berufung auf dieses Urteil der 
DDR gegenüber schon klar dahin geäußert, daß das 
beste für die Grenzsicherung darin bestünde, diesen 
Minengürtel überhaupt wegzuräumen? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege, ich habe Ihnen eben klar 
und deutlich die Stellungnahme des Bundesinnen-
ministers dazu vorgelesen. Sie ließ wohl an Deut-
lichkeit nichts zu wünschen übrig. 

Präsident Frau Renger: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, be-
stehen für die Zukunft denn überhaupt irgendwel-
che Hoffnungen, daß von den DDR-Behörden zur 
Kenntnis genommen wird, daß wir diese Minen für 
ungeheuerlich halten oder um Ihren Ausdruck 
bezüglich des Hochwassers zu gebrauchen — für 
exorbitant? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege, ich unterstelle es als si-
cher, daß die DDR das zur Kenntnis genommen hat. 

(Dr. Hupka [CDU/CSU]: Aber sie tut nichts!) 

Präsident Frau Renger: Keine Zusatzfrage 
mehr. 

Die Frage 52 des Herrn Abgeordneten Dr. Marx 
wird vom Bundesminister des Auswärtigen beant-
wortet. 

Ich rufe die Frage 53 des Abgeordneten Dr. Hupka 
auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, nachdem sie eine Veröffent-
lichung der vom Bundesarchiv erarbeiteten „Dokumentation von 
Vertreibungsverbrechen" ablehnt, die von 1955 bis 1961 vom 
Bundesministerium für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsge-
schädigte herausgegebene und längst vergriffene ,,Dokumenta-
tion der Vertreibung der Deutschen aus Ost-Mitteleuropa" neu 
aufzulegen oder neu zusammenzustellen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege Dr. Hupka, die von einer 
Gruppe von Wissenschaftlern erarbeitete und vom 
seinerzeitigen Bundesministerium für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte in den Jahren 
1955 bis 1961 herausgegebene Dokumentation der 
Vertreibung der Deutschen aus Ost-Mitteleuropa 
umfaßt 8 Teilbände, 3 Beihefte und ein Ortsregister. 
Das Gesamtwerk erschien in einer Auflage von  

10 000 Exemplaren und war seinerzeit im Buchhan-
del erhältlich. Das Werk ist heute vergriffen. 

Das damalige Bundesministerium für Vertriebene, 
Flüchtlinge und  Kriegsgeschädigte stellte 1 000 
Exemplare des Gesamtwerks für Bibliotheken und 
auch für andere öffentliche Einrichtungen zur Ver-
fügung, so daß das Werk in sämtlichen Staats- und 
Universitätsbibliotheken und einer großen Zahl 
kommunaler Bibliotheken für die interessierte Öf-
fentlichkeit zugänglich ist. Das Bundesministerium 
des Innern verfügt noch über größere, aber unter-
schiedliche Stückzahlen bis zu mehreren hundert 
Exemplaren der Bände I, II und V der  deutschen 
Ausgabe. 

Herr Kollege, grundsätzliche Bedenken gegen eine 
Neuauflage des Werks bestehen nicht. Es handelt 
sich ausschließlich um die Frage, ob die dafür not-
wendigen erheblichen Haushaltsmittel zur Verfü-
gung gestellt werden bzw. ob ein Verlag bereit ist, 
das verlegerische Risiko zu übernehmen. Dafür wird 
maßgebend sein, ob ein entsprechendes allgemeines 
Interesse am Erwerb des Werks vorausgesetzt wer-
den kann, obschon es, wie ich bereits sagte, in nahe-
zu allen Bibliotheken zur Verfügung steht. 

Präsident Frau Renger: Zusatzfrage. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
wäre die Bundesregierung bereit, die Einstellung 
eines derartigen Postens im nächsten Haushalt zu 
beantragen, damit dieses Werk wieder vollbändig 
greifbar ist? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege, dazu ist vorab die Frage 
zu klären, was das kosten würde. In der Kürze der 
Zeit, die mir für die Vorbereitung der Fragebeant-
wortung zur Verfügung stand, war es mir nicht mög-
lich, auch nur eine annähernde Kalkulation vorzu-
nehmen. Das werde ich aber nachholen. 

Präsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
würden Sie mir aber darin zustimmen, daß ein gro-
ßes Informationsbedürfnis gerade in diesem Jahr 
besteht, zumal einerseits die wissenschaftliche Do-
kumentation seitens der Bundesregierung nicht ver-
öffentlicht wird und wir andererseits im 30. Jahr 
nach den Ereignissen von 1945 sind und die Bundes-
regierung überdies über sehr viele Haushaltsmittel 
verfügt, um für ihre Sache Propaganda zu treiben? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege Dr. Hupka, wir haben, wie 
ich eben sagte, noch eine ganze Anzahl von Exem-
plaren zur Verfügung im einzelnen bis zu meh-
reren hundert Exemplaren — und haben nicht ver-
spürt, daß in diesem Jahr eine größere Nachfrage 
stattgefunden hat; es ist jedenfalls keine größere als 
in den letzten Jahren zu verzeichnen. 
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Präsident Frau Renger: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Sauer. 

Sauer (Salzgitter) (CDU/CSU) : Wären Sie denn 
bereit, dann wenigstens die fehlenden Bände zum 
Nachdruck freizugeben? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Auch das, Herr Kollege, ist eine Frage, 
die erst dann entschieden werden kann, wenn man 
annähernd weiß, was das kosten würde. Außerdem 
sollte man einmal prüfen, ob nicht ein Verleger be-
reit ist, zumindest einen Teil des Risikos mit zu 
übernehmen. Aber die Kürze der Zeit, die mir zur 
Verfügung stand, hat es mir nicht erlaubt, diese 
Kalkulation vorzunehmen. 

Präsident Frau Renger: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, darf ich Ihrer Antwort, daß hier keine grund-
sätzlichen Bedenken bestünden, entnehmen, daß die 
Bundesregierung polnische Auffassungen nicht teilt, 
die in letzter Zeit geäußert wurden, nämlich daß sol-
che Dokumentationen gegen den deutsch-polni-
schen Vertrag verstießen und überhaupt eine revan-
chistische und neonazistische politische Linie dar-
stellten? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege, Sie haben jetzt eine pol-
nische Auffassung ein wenig überzeichnet dargelegt. 
Ich weiß nicht, ob sich diese Auffassung auf den von 
mir hier zu behandelnden Bereich von Publikatio-
nen erstreckt. Mir ist eine derartige Auffassung zu 
diesen Publikationen jedenfalls nicht bekannt, die 
die Kennzeichnung verdienen würde, die Sie ihr 
eben gegeben haben. 

Außerdem sage ich Ihnen: Die Bundesregierung 
ist nach wie vor grundsätzlich bereit, einer Neuauf-
lage zuzustimmen. Das hängt eben von Umständen 
ab, die noch geklärt werden müssen. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, da 
es sich hier um eine Dokumentation der Vertrei-
bung und nicht der Vertreibungsverbrechen han-
delt, frage ich Sie, ob die Bundesregierung bei der 
Erwägung, ob steuerliche Mittel dafür bereitgestellt 
werden können, den Umstand bewerten wird, daß 
es hier um das nach 30 Jahren nicht geregelte Schick-
sal von fast 20 % der deutschen Bevölkerung geht, 
und ob sie die Notwendigkeit, die Erinnerung an die 
Tatsachen der Vertreibung in den positiven und ne-
gativen Akten der Vertreiber — es sind ja auch 
Dokumente der Menschlichkeit darin enthalten — 
wachzuerhalten, bei einer Neuauflage entsprechend 
bewerten will. 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege, ich weiß nicht, was Sie 
mit dem „nicht geregelten Schicksal von 20 % der 
deutschen Bevölkerung" meinen. Ich glaube jeden-
falls deutlich gemacht zu haben, daß diese Dokumen-
tation es wert ist, gelesen zu werden und verbreitet 
zu werden. 

Präsident Frau Renger: Danke schön, Herr 
Staatssekretär. 

Die Frage 27 des Abgeordneten Engelsberger wird 
auf seinen Wunsch schriftlich beantwortet. Die Ant-
wort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Justiz auf. Herr Parlamentarischer Staatssekre-
tär Dr. de With steht zur Verfügung. 

Frage 54 der Frau Abgeordneten Berger: 
Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß der Vorlage 

und Verabschiedung des Entwurfs eines Gesetzes über die inter-
nationale Rechtshilfe in Strafsagen besonderer Vorrang ein-
geräumt werden sollte, um wenigstens deutscherseits alles zu 
tun, was zur Lösung der sich aus der Verurteilung von deutschen 
Staatsangehörigen in Ländern mit anderer Strafvollzugspraxis 
ergebenden Probleme beitragen kann? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Die von Ihnen, Frau Kollegin 
Berger, gestellte Frage ist inhaltsgleich mit der An-
frage des Kollegen Lampersbach, Drucksache 7/2531, 
Frage A 43, die ich am 19. September 1974 schriftlich 
beantwortet habe. Ihre Frage beruht ersichtlich eben-
falls auf der Überlegung, wie deutschen Staatsange-
hörigen geholfen werden kann, die im Ausland zum 
Teil unter besonders belastenden Bedingungen Frei-
heitsstrafen verbüßen, deren Dauer das bei uns in 
vergleichbaren Fällen übliche Maß bei weitem über-
steigt. 

Die Bundesregierung ist sich dieser Probleme 
durchaus bewußt und bemüht, zu ihrer Lösung bei-
zutragen. Ich darf dazu wiederholen, was ich für die 
Bundesregierung bereits in Beantwortung verschie-
dener früherer Anfragen zum Ausdruck gebracht 
habe, daß nämlich ein Angebot an einen ausländi-
schen Staat, eine dort verhängte Freiheitsstrafe hier 
weiter zu vollstrecken, in einzelnen Fällen Erfolg 
haben könnte. Voraussetzung dafür ist, wie ich be-
reits früher ausgeführt habe, die Schaffung eines 
Exequaturverfahrens im Rahmen eines neuen Geset-
zes über die internationale Rechtshilfe in Strafsa-
chen. Die Bundesregierung ist daher weiterhin be-
müht, diesen Gesetzentwurf möglichst bald den ge-
setzgebenden Körperschaften vorzulegen. Die Bun-
desregierung teilt also Ihre Auffassung, Frau Kol-
legin Berger, daß wenigstens deutscherseits alles 
getan werden muß, was zur Lösung dieser Probleme 
beitragen kann. 

Ich möchte aber auch bei dieser Gelegenheit noch 
einmal hervorheben, daß das beabsichtigte Gesetz 
kein Allheilmittel werden kann. Denn wie ich Ihnen 
in meiner Antwort vom 23. Juli und in meiner Ant-
wort vom 19. September 1974 auf die Frage des Kol-
legen Lampersbach bereits des näheren erläutert ha-
be, kann ein ausländischer Staat weder durch das 
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Inkrafttreten eines das Exequaturverfahrens re-
gelnden Gesetzes in der Bundesrepublik noch durch 
die künftige Anwendbarkeit des Europäischen Über-
einkommens über die internationale Geltung von 
Strafurteilen im Verhältnis zwischen der Bundesre-
publik und eben diesem Staat verpflichtet werden, 
deutsche Staatsangehörige zur weiteren Strafvoll-
streckung nach Deutschland zu entlassen. 

Präsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Kol-
legin Berger! 

Frau Berger (Berlin) (CDU/CSU): Herr Staats-
sekretär, bei aller Würdigung Ihrer Darlegungen 
möchte ich Sie aber doch fragen, ob der Bundesregie-
rung klar ist, in welcher erschütternden Lage sich ein-
zelne Deutsche in ausländischen Gefängnissen mit 
anderer Strafvollzugspraxis befinden, denen durch 
eine baldige Vorlage eines Gesetzes über interna-
tionale Rechtshilfe in Strafsachen vielleicht doch ge-
holfen werden könnte. 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Frau Kollegin Berger, dies ist 
der Bundesregierung bekannt. Ich meine, für diese 
Personen, die Sie im Auge haben, hat die Bundes-
regierung, wie Ihnen ebenfalls bekannt sein dürfte, 
alles, was nur möglich ist, getan, um eine Ausliefe-
rung zu erreichen; bisher, wie gesagt und wie auch 
Ihnen mitgeteilt wurde, leider ohne Erfolg. 

Präsident Frau Renger: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Frau Berger (Berlin) (CDU/CSU): Herr Staats-
sekretär, haben Sie eine ungefähre Vorstellung über 
die Zahl der deutschen Staatsbürger, für die sich 
bei Vorlage oder Verabschiedung des Gesetzes über 
die internationale Rechtshilfe in Strafsachen ver-
besserte Aussichten für eine Überführung aus aus-
ländischem Gewahrsam in den deutschen Strafvoll-
zug ergeben könnten? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Es ist sehr schwer, eine auch nur 
geschätzte Zahl anzugeben, weil voraussichtlich, 
wie ich bereits in früheren Antworten dargelegt 
habe, der entsprechende Kabinettsentwurf erst am 
Ende dieser Legislaturperiode vorgelegt werden 
kann und jetzt nicht ersichtlich ist, wie groß die 
Zahl deutscher Staatsangehöriger sein wird, die sich 
zu diesem Zeitpunkt in ausländischen Vollzugsan-
stalten befinden werden. 

Ich darf noch einmal versichern, daß die Bundes-
regierung alles tun wird, um dieses Gesetz mög-
lichst bald vorlegen zu können. Aber ich darf dabei 
auch darauf verweisen, daß hier ganz außerordent-
lich schwierige Rechtsfragen zu klären sind. 

Präsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 55 
der Abgeordneten Frau Berger auf: 

Läßt sich jetzt ein genauerer Termin für die Vorlage des Ent-
wurfs eines Gesetzes über die internationale Rechtshilfe in Straf-
sachen in Aussicht stellen, nachdem dies nach dem Antwort-

schreiben des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. de With 
vom 23. Juli 1974 (Drucksache 7/2465) noch nicht möglich war? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: In meiner an Sie, Frau Kollegin 
Berger, gerichteten Antwort vom 23. Juli 1974 auf 
Ihre schriftliche Anfrage habe ich darauf hingewie-
sen, daß die Bundesregierung beabsichtigt, die Ka-
binettsvorlage noch in dieser Legislaturperiode fer-
tigzustellen. Ich habe dies in der Beantwortung der 
Zusatzfrage soeben auch zum Ausdruck gebracht. 

Damit ist ein zeitlicher Rahmen gesetzt worden, 
der dem Schwierigkeitsgrad des Gesetzesvorhabens 
und der Komplexität der verschiedenen neu zu 
regelnden Sachgebiete, über die ich Sie auch bereits 
im einzelnen unterrichtet habe, Rechnung trägt. In 
diesem Rahmen erhält der Entwurf, wie ich Ihnen 
versichern darf, durch die Bundesregierung die 
weitestmögliche Förderung; dies darf ich erneut 
unterstreichen. Der Zeitplan der Arbeiten kann in-
dessen nicht eingeengt werden, ohne daß sich dies 
auf deren Qualität auswirken würde. 

Präsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Kol-
legin. 

Frau Berger (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, nachdem wir — auch auf Anfragen meines 
Kollegen Lenz — ja schon vorher Termine genannt 
bekommen hatten, möchte ich Sie fragen, ob Sie 
meine Meinung teilen, daß angesichts von tragi-
schen Fällen   „tragisch" im Sinne des Wortes —
der bisher für die Vorbereitung des Gesetzentwurfs 
in Anspruch genommene Zeitraum schon viel zu 
groß und eigentlich kaum mehr vertretbar erscheint. 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Bei der Arbeitsbelastung und 
der Schwierigkeit der Materie war es dem Bundes-
ministerium der Justiz nicht möglich, den entspre-
chenden Entwurf zu erstellen. Aber ich darf wieder-
holt versichern, daß wir mit allen Kräften bemüht 
sein werden, dieser schwierigen Materie Herr zu 
werden. 

Ich darf nur darauf verweisen, welche Schwierig-
keit es allein bedeutet, die entsprechenden gesetz-
lichen Voraussetzungen zu treffen, die erforderlich 
sind, um ein ausländisches rechtskräftiges Urteil in 
den vielerlei Fällen, die denkbar sind, in ein Urteil 
umzuwandeln, das in der Bundesrepublik vollstreckt 
werden kann. Es geht nicht einfach darum, ein aus-
ländisches Urteil zu übernehmen. 

Hier sind mannigfache Gesichtspunkte von vieler-
lei Ländern im Hinblick auf unsere Rechtslage zu 
prüfen, zu würdigen und in Gesetzesform zu gießen. 
Dies ist nur e i n Aspekt des in Rede stehenden 
Gesetzentwurfs. 

Präsident Frau Berger: Frau Kollegin, Sie ha-
ben noch eine Zusatzfrage. Bitte! 

Frau Berger (Berlin) (CDU/CSU): Eine letzte 
Frage: Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie-
rung eigentlich aus der Tatsache, daß sich in einem 
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Frau Berger (Berlin) 
Ihnen sehr bekannten und besonders tragischen Ein-
zelfall außer den Mitgliedern des Petitionsausschus-
ses noch 33 Mitglieder dieses Hauses mit Nach-
druck für die Entlassung oder Überführung eines 
jungen Deutschen aus ausländischem Gewahrsam 
eingesetzt haben? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Wir sind allesamt bemüht, das 
Unsere zu tun, um hier zu einer Entlassung zu kom-
men, nachdem die Urteile, die in Rede stehen, in 
dieser Höhe in der Bundesrepublik nie verkündet 
worden wären. Ich darf von unserer Warte aus, so-
weit es mir zusteht, dies hier zu sagen, die von 
Ihnen angesprochene Initiative der Mitglieder dieses 
Hauses ausdrücklich begrüßen. 

Präsident Frau Renger: Eine letzte Zusatz-
frage des Herrn Abgeordneten Dr. Wittmann. 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, wird bei dem in Aussicht gestellten 

Gesetz auch berücksichtigt, daß im Rahmen des 
Europarats Überlegungen im Gange sind, die gegen-
seitige Vollstreckung von Urteilen durch ein Über-
einkommen zu regeln? Meiner Erinnerung nach ist 
in Verkehrsstrafsachen bereits eine Regelung getrof-
fen worden. 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Sie dürfen versichert sein, Herr 
Kollege Wittmann, daß die Bundesregierung dies im 
Auge behalten wird und im Auge behalten muß. Dies 
ist einer der Gründe, die uns zeitmäßig zu schaffen 
machen. 

Präsident Frau Renger: Danke schön, Herr 
Staatssekretär. Damit ist die Fragestunde beendet. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf Donnerstag, den 20. Februar 1975, 9 Uhr 
ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 15.05 Uhr) 

Berichtigungen 

147. Sitzung, Seite 10206 A, Zeile 27, ist statt „ehe-
ungünstige" zu lesen: „eher ungünstig"; 

Seite 10206 D, Zeile 5 von unten, ist statt „gesetz-
lich" zu lesen: „gesellschaftlich" ; 

Seite 10207 A, Zeile 20, statt „sondern" zu 
lesen: „oder". 

147. Sitzung, Seite IV und Seite 10230 D, ist je-
weils der Vermerk „Die Frage B 5 — Drucksache 
7/3135 vom 24. 1. 1975 — des Abg. Dr. Jenninger 
(CDU/CSU) wurde vom Fragesteller zurückgezogen" 
zu streichen. 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. Achenbach * 22. 2. 
Adams ' 22. 2. 
Dr. Ahrens ** 23. 2. 
Dr. Aigner * 22. 2. 
Dr. Artzinger * 22. 2. 
Dr. Bangemann * 22. 2. 
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Blumenfeld * 21. 2. 
Büchner (Speyer) ** 20. 2. 
Dr. Burgbacher * 22. 2. 
Christ 19. 2. 
Dr. Corterier * 22. 2. 
Damm 23. 2. 
Eigen 22. 2. 
Dr. Eyrich 21. 2. 
Fellermaier * 22. 2. 
Flämig * 22. 2. 
Frehsee * 22. 2. 
Dr. Früh *  22. 2. 
Gerlach (Emsland) * 22. 2. 
Dr. Gölter *** 19. 2. 
Härzschel * 22. 2. 
Hauser (Krefeld) 21. 2. 
Heyen 19. 2. 
Dr. Jahn (Braunschweig) * 22. 2. 
Jahn (Marburg) 7. 3. 
Jaschke 21.2. 
Dr. Jobst 20. 2. 
Kater 21.2. 
Katzer 28. 2. 
Kiep 21.2. 
Dr. Klepsch * 22. 2. 
Krall *  22. 2. 
Kratz 21.2. 
Lange * 22. 2. 
Lautenschlager * 22. 2. 
Lemmrich *** 20. 2. 
Lenzer *** 19. 2. 
Lücker * 22. 2. 
Memmel * 22. 2. 
Mertes (Stuttgart) 21. 2. 
Müller (Mülheim) *  22. 2. 
Mursch (Soltau-Harburg) * 22. 2. 
Offergeld *** 20. 2. 
Frau Dr. Orth * 22. 2. 
Richter *** 20. 2. 
Dr. Ritz 21.2. 
Schirmer 21. 2. 
Schmidt (Kempten) *** 20. 2. 
Schmidt (München) *  22. 2. 
Schmitz (Baesweiler) 19. 2. 

* Für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen 
Parlaments 
** Für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarats 
*** Für die Teilnahme an Sitzungen der Versammlung der 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. Schulz (Berlin) * 22. 2. 
Schwabe * 22. 2. 
Dr. Schwencke *** 19. 2. 
Dr. Schwörer * 22. 2. 
Seefeld *  22. 2. 
Springorum * 22. 2. 
Dr. Starke (Franken) *  22. 2. 
Dr. Stavenhagen 21. 2. 
Suck * 22. 2. 
Walkhoff * 22. 2. 
Frau Dr. Walz *  22. 2. 
Frau Dr. Wex 21. 2. 
Zeyer 21.2. 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Jenninger (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/3135 Frage B 5) : 

Wann gedenkt die Bundesregierung, die besoldungsrechtlichen 
Konsequenzen aus der Herabsetzung der Volljährigkeit auf 
18 Jahre zu ziehen? 

Die Höhe der Dienstbezüge steht mit der Volljäh-
rigkeit eines Beamten nicht in einem inneren Zu-
sammenhang. Das Besoldungsdienstalter beginnt 
gemäß § 6 Abs. 1 BBesG zwar am Ersten des Monats, 
in dem der Beamte das einundzwanzigste Lebens-
jahr vollendet hat; dieses Lebensalter ist vom Ge-
setzgeber aber unter laufbahnrechtlichen Gesichts-
punkten festgelegt worden. Hat der Beamte an dem 
Tage, von dem an er Anspruch auf Dienstbezüge 
hat, das einundzwanzigste Lebensjahr noch nicht 
vollendet, so erhält er gemäß § 6 Abs. 5 BBesG das 
Anfangsgehalt seiner Besoldungsgruppe, d. h. er 
wird, obwohl jünger, wie ein Beamter behandelt, der 
das einundzwanzigste Lebensjahr vollendet hat. 

Der Beamte rückt allerdings frühestens erst mit 
der Vollendung des dreiundzwanzigsten Lebens-
jahres in die 2. Dienstaltersstufe auf; bis dahin sind 
seine Bezüge, was das Aufsteigen in Dienstalters-
stufen angeht, unverändert. Ein früheres Aufrücken 
in Dienstaltersstufen ließe sich dadurch erreichen, 
daß das Besoldungsdienstalter auf einen früheren 
Zeitpunkt gelegt würde. Das wäre möglich, indem 
den jetzigen Dienstaltersstufen entsprechende 
Dienstaltersstufen mit geringeren Bezügen vorge-
schaltet würden. Hierdurch würden sich allerdings 
die Bezüge der Beamten, die das einundzwanzigste 
Lebensjahr noch nicht erreicht haben, verschlech-
tern. 

Würden dagegen die jetzigen Dienstaltersstufen 
bei Vollendung des achtzehnten Lebensjahres be-
ginnen, so würde damit generell das jetzige Besol-
dungsniveau erheblich früher erreicht. Dies würde 
allein für den Besoldungsbereich zu Mehrkosten von 
jährlich schätzungsweise 1 600 Millionen DM führen, 
ohne daß die Folgekosten für den Angestellten- und 
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den Versorgungsbereich dabei berücksichtigt wären. 
Diese belaufen sich schätzungsweise noch einmal auf 
700 Millionen DM im Jahr. Trotz der hohen Kosten 
wäre mit einer solchen Maßnahme eine Verbesse-
rung der Dienstbezüge der achtzehnjährigen Beam-
ten nicht verbunden, weil die Anhebungen sich erst 
in den Dienstalterszulagen der folgenden Dienst-
altersstufen auswirken. 

Die Bundesregierung verweist daher auf den Ent-
wurf des Zweiten Gesetzes zur Vereinheitlichung 
und Neuregelung des Besoldungsrechts in Bund und 
Ländern (Drucksache 7/1906), in dem in Art. I § 28 
Abs. 1 und 5 die geltende Regelung des § 6 Abs. 1 
und 5 BBesG übernommen wird. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Zusatz-
frage des Abgeordneten Dr. Stavenhagen (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/3070 Frage A 35, 141. Sitzung, 
Seite 9757 C) : 

In der Sitzung des Deutschen Bundestages vom 
16. Januar 1975 hatte ich Ihnen zugesagt, Ihre Zu-
satzfrage schriftlich zu beantworten. 

Mit dieser Frage sprechen Sie die Problematik der 
Besteuerung der sog. „Scheingewinne" an. Die Bun-
desregierung ist sich der Schwierigkeiten bewußt, 
die die Besteuerung von teilweise geldwertbeding-
ten Gewinnen für manche Unternehmen mit sich 
bringen kann. Sie zieht jedoch nicht in Erwägung, 
von ,der derzeitigen steuerlichen Behandlung dieser 

Gewinne abzugehen. Maßgebend hierfür sind fol-
gende Überlegungen: 

1. Regelungen, die eine von Ihnen angestrebte Bi-
lanzierung zum Ziel haben, sind einseitig und 
führen zu Ungleichmäßigkeiten in der Besteue-
rung. 

2. Gewinne, die im Unternehmensbereich dadurch 
entstehen, daß die Verbindlichkeiten ebenfalls 
der Geldentwertung unterliegen, müßten konse-
quenterweise steuerlich erfaßt werden. 

3. Das Nominalwertprinzip, wesentliches Element 
unserer Rechts- und Wirtschaftsordnung, würde 
durch eine Freistellung von durch Geldwertver-
änderungen bedingten Gewinnen in dem wich-
tigen Bereich der Besteuerung faktisch teilweise 
aufgegeben. 

4. Es würden — insbesondere bei der Finanzver-
waltung, aber auch in der Wirtschaft — erheb-
liche verwaltungsmäßige Erschwernisse eintre-
ten. 

5. Im übrigen wird die Besteuerung der sich durch 
Preissteigerungen ergebenden Gewinne durch 
das Instrument der Preissteigerungsrücklage 
(§ 74 EStDV) gemildert. Die steuerliche Erleich-
terung ist um so größer, je höher die eingetre-
tenen Preissteigerungen sind. 

Außerdem möchte ich noch darauf hinweisen, daß 
eine Milderung bzw. Beseitigung der Besteuerung 
von geldwertbedingten Gewinnen lediglich die 
Symptome der Geldentwertung, nicht aber deren Ur-
sachen bekämpfen würde. Schließlich bin ich der An-
sicht, daß das Problem idurch die Stabilitätspolitik 
der Bundesregierung und die dadurch eingetretene 
Beruhigung in der Preisentwicklung in Zukunft an 
Aktualität verlieren wird. 
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